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Totaler Schwachsinn 

Millionen ln Rußland glauben 
an Gott. Wer ln Ihm an Gott 
glaubt, kommt Ins Irren· 
haus •• :. ln den wenigen Kir­
chen findet man auch • • •  Ju­
gendliche und Kinder, obwohl 
diese von Gleichaltrigen oft 
verfolgt, gequllt und getötet 
werden. 
Die rechtsradikale ,.Komm­
mit", 11/73 

"Ist das eine polnische Gans?�e 
.. wieso, wollten Sie mit ihr sprechen?�< 

Benzin pinkeln 

"Und das Fahrverbot?" meint 
Paul. Tschl, da haste nu 
Jahrelang Steuern gezahH wie 
son dußliger Hirsch, und A 
darfste nlch mal fahm. A• 
die BuWe, die darf die dicken 
Manöverehen abhalten und 
den Sprit verfahm, als könnte 
Leber Benzin pinkeln. 

Soldatenzeitung ,.Rührt Euch", 
Dez.1973 

Um den Arbeitsvorgang bes­
ser Oberachauen zu können, 
stieg F. auf die Maschine. 
Dabei stieß er sich den Kopf, 
verlor das Gleichgewicht und 
blieb mH der Nase an einem 
Haken hingen. 
Blüte aus einer Unfallanzelge, 
"Tag fllr Tag", 11173 

Springer makaber • 
450 Tote aus Chile werden ln 
drei bis vier Wochen schon 
ln der Bundesrepublik ein· 
treffen - vorausgesetzt, daß 
die MilitärJunta Ihnen freies 
GeleH garantiert. 
,.Die Welt", 4. 12. 1973 

Bananen statt BuHer 

Der Präsident des afrlkanl· 
sehen Staates Uganda, Ge­
neral ldl Amin, sieht Groß­
britannien am Ende. ln einer 
Fernsehsendung bot Amin 
der · einstigen Kolonlaimacht 
seines Landes die Lieferung 
von Bananen für den "Fall an, 
daß die Briten nichts mehr 
zu essen hätten • 

Westfälische Rundschau, 
4. 1.1974 
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Gründung einer 
Lokomotive 
Man sucht sich ein günstiges Jahr für 
Lokomotiven aus. (Zum Beispiel 1972.) 
Man geht in eine Kneipe und bestellt 
zwei Bier. Vorsorglich. Man braucht 
nämlich für diese Gründung wenig­
stens zwei Leute und schließlich für 
eine funktionsfähige Lokomotive 
ganze fünf Mann. 
Aber kehren wir an den Ausgangs­
punkt zurück. 
Man hat zwei Bier bestellt, da kommt 
auch schon der zweite Mann. Man sagt 
zur Begrüßung: Ich habe eine Idee. 
Prima, sagt der andere, ich habe die­
selbe Idee. Dann bestellt man drei 
Bier für die andern, die gleich kom­
men werden. Und schon kommen die 
drei, stellen sich zu den beiden ande­
ren und sagen: auch wir haben die­
selbe Idee. Bis kurz vor zwölf trinkt 
man schweigend, bis einer sagt, unsere 
Idee heißt "Lokomotive Kreuzberg". 

Die Idee 
Hard-Rock + Deutscher Text + Ge­
sellschaftskritik + Theater (seit 1973) 
Hard-Rock weckt Aggression�n. Er 
schafft sie aber nicht. Die Frage ist: 
Wer schafft Aggressionen? Die Frage 
ist auf Deutsch gestellt. Wir müssen 
sie demnach auch in unserer Sprache 
beantworten. Wir machen deutsche 
Texte. 

Die Frage war: Wer schafft Aggressio­
nen? Zum Beispiel die Bosse, die Ju­
gendvertreter auf die Straße setzen 
oder die Behörden, die Jugendheime 
schließen. Diese Leute und Institutio­
nen schaffen Aggressionen bei Jugend­
lichen. Die Jugendlichen schlucken ih­
ren Zorn hinunter. Wir holen ihn wie­
der hervor und sagen, wie man sich 
sinnvoll und erfolgversprechend weh­
ren kann. 
Nicht wir machen Theater, sondern die 
Bosse. Das gucken wir· uns ganz genau 
an und spielen die Szenen auf der 
Bühne nach. Direkt nach dem Leben. 
Das ist ungeheuer komisch. Jedenfalls 
bleibt dem Publikum das Lachen im 
Hals stecken. 

Die Besetzung 
der Lok 
Wir sind fünf Mann. Vier Musiker und 
der Textmacher. Persönliches gibt es 
nicht über uns zu sagen. Wir sind uns 
alle absolut ähnlich bis auf den neuen 
Musiker Uve. Der ist absolut anders. 
Na j a,. er ist eben neu. 
Wir sind alle gleich groß, haben lange 
Haare und rauchen dieselbe Zigaret­
tenmarke, wenn einer den Mut be­
sitzt, sich Zigaretten zu kaufen. 
Weil wir alle das gleiche denken, ha­
ben wir auch nie Streit untereinander. 
Damit wir nicht zu sehr auffallen, 
streiten wir uns vor allem vor anderen 
Leuten. Die denken dann: wie mensch­
lich! So ·vermeiden wir, uns Feinde zu 
machen. Überhaupt haben wir keine 
Feinde. Außer bei der CDU. 

Also da haben wir erst einmal Man­
fred Präker. Er spielt Baß und singt. 
Er hat einen ordentlichen Beruf er­
lernt: Setzer. Neben Manfreds Baß­
anlage steht Uwes Schlagzeug. (Das ist 
der Uwe mit "w".) .Sein voller Name 
ist Uwe Holz. Er ist drei Jahre älter 
als Manfred. Sein Beruf: Radio- und 
Fernsehtechniker. Uwe spielt Mund­
harmonika, singt und muß neben sei­
nen musikalischen Fähigkeiten auch 
sein schauspielerisches Talent auf der 
Bühne einsetzen. Andi Brauer sang, 
bevor er zur Lok kam, Opern, jetzt 

·singt er bei uns weiter. Aber keine 
Opern. Als ausgebildeter Musiker be­
herrscht er eine Vielzahl Instrumente 
wie Klavier, Geige, Blockflöte und Gi­
tarre. Er ist 28 Jahre alt. Uve Müllrich 
kam vor drei Wochen zu uns und löst 
Volker Hiemann an der Leadgitarre ab. 
Ob er auch singen kann, weiß keirA 
Im privaten Bereich zeigt er aus� 
sprochen kabarettistisChe Fähigkeiten, 
die uns sicher auf der Bühne zugute 
kommen werden: er trinkt kein Bier!! 
Uve schlägt sich seit sechs Jahren als 
Berufsmusiker durchs Leben. In Eng­
land hat er als Baßmann mit ehemali­
gen Musikern von Jucy Lucy zusam­
men gespielt. Er ist 25 Jahre alt. Übrig 
bleibt nur noch Kalle Scherfling, der 
die Texte herstellt und den bisher 
größten Teil der schauspielerischen 
Arbeit macht. Andi und er sind die 
Ältesten der Gruppe. 

Auftritte 
Keiner kann eigentlich so recht sagen, 
wie unser Bühnenaufbau zustande 
kommt. Vor allem seit unsere Anlage 
um eine zusammenklappbare Bühne 
erweitert wurde. GeheimnisvA 
Mächte lenken uns wohl, wenn W 
Anlage samt Bühne aufbauen. Vor die­
ser Bühne (genauer vor dem Vorhang) 
spielen wir die Szenen, dahinter steht 
die Anlage mit Boxen und Verstär­
kern, und auf dem Boden liegen Kilo­
meter von Kabeln. Während einer die 
Gruppe dem Publikum vorstellt, steht 
unser "Elektroniker" Uwe, dem an 
dieser Stelle einmal der Dank der 
Gruppe ausgesprochen werden soll, 
also unser Uwe steht dann zwei Minu­
ten vor dem Auftritt mit lauwarmem 
Lötkolben hinter· der Bühne und lötet 
Kabel. Wie, weiß keiner. Will auch kei­
ner wissen. Hauptsache die Anlage 
"steht". 



Übrigens bestehen seit Gründung der 
Gruppe irgendwelche ausgereiften 
Pläne in irgendwelchen Köpfen der 
Gruppe, wie man das Kabelchaos auf 
der Bühne ordnen kann. Wir können 
dem interessierten elan-Leser hier an 
dieser Stelle sagen: Die Diskussion 
wird in freundschaftlicher Atmosphäre 
und solidarischer Grundhaltung ge­
führt . . . und geführt . .. und geführt. 

Programme 

"Kollege Klatt", eine Rockstory. Da­
nach kam im Februar 1973 unser Vor­
stoß zum Rock'n Roll Theater. Das 
Stück heißt "J ames Blond, den Lohn­
räubern auf der Spur". Der erste Ver­
such, Rockmusik mit Theatermitteln 

A verbinden. Wir hatten Angst, dem 
Wblikum diese neue Sache vorzufüh­
ren, aber der Erfolg des letzten Jahres , 
hat uns Mut gemacht. Unser nächstes 
Programm "Menschen, Mieten, Speku­
lanten" wird totales "Rocktheater". 
Wir glauben, daß wir da Neuland er­
schlossen haben, das andere Gruppen 
anregen wird. 
Zu unseren Produktionen des letzten 
Jahres gehörte die Plattenproduktion 
des "Blond" und die Produktion der 
Filmmusik eines Films von Christian 
Ziewer und Klaus Wiese, die "Liebe. 
Mutter, mir geht es gut" gemacht ha­
ben. Der neue Film wird dieses Jahr 
im Fernsehen gezeigt. 

Das Publikum 

Man sollte annehmen, daß ein Publi­
kum eine Anhäufung von Menschen 

A · die weiter nichts gemeinsam hat 
• die Eintrittskarte und den Spaß 

(oder auch nicht) am Programm. 
Schluß. Aus. Noch ein Bier in der 
nächsten Kneipe und dann ins Bett. 

Wir haben im letzten Jahr vor rund 
vierzigtausend zumeist Jugendlichen 
gespielt und können einiges über die 
Reaktion des Publikums sagen. Grund­
sätzlich reichte es den Zuschauern 
nicht, nur angehört und zugeschaut zu 
haben. Man will durch Kritik und An­
regung Einfluß · auf das Programm 
nehmen, auf ein Programm, das den 
Anspruch hat, die Probleme Jugend­
licher darzustellen. Auf eine Diskus­
sion in Nürnberg hin (wir diskutieren 
übrigens grundsätzlich nach unseren 
Programmen) haben wir den Schluß 
unseres "Blond" umgeschrieben und, 
wie wir glauben, verbessern können. 
Das Publikum schreibt also an unse­
ren Programmen mit. Wir können na­
türlich nicht jede Anregung und be­
rechtigte Kritik sofort im laufenden 
Programm verwirklichen, aber durch­
aus für kommende Programme ver­
werten. Wer von den elan-Lesern Lust 
und Zeit hat, uns zu schreiben, was er 
von einer Gruppe wie der unseren er­
wartet, dem wären wir für seine Mit­
arbeit dankbar. Wir können natürlich 
nicht versprechen, jedem zu antwor­
ten, wollen uns aber darum bemühen. 
Sonst sehen wir uns vielleicht beim 
nächsten Auftritt. 
UnseTe Adresse: 
Andi Brauer 
l Berlin 19 
Sch.lii.terstraße 28 







arbeiterjugend 
inaktion 

Stufen­
ausbildung 

Die Jugendvertretung der 
Siemens AG in Bremen hat 
ein Rundschreiben an alle 
J ugendvertretungen gesandt. 
Es geht um die bei Siemens 
eingeführte Stufenausbil­
dung. Der J ugendvertretung 
geht es darum, daß bei  der 
Stufenausbildung nicht das 
Profiti nteresse der Unterneh­
mer im Vorderg rund stehen 
darf. 
l n  dem Brief heißt es: "Als 
erste Schritte sehen wir, auf 
Jugendversammlungen Reso­
lutionen zu verabsch ieden 
und die Gewerkschaftsjugend 
und Betriebsgruppen in  die­
ser Richtung zu aktivieren. 
Wir müssen den organisierten 
Unternehmern eine organi­
sierte Arbeiterjugend entge­
genstellen, denn wir haben 
ein Recht auf eine demokra­
tische und fortschrittliche Be­
rufsausbildung. 

Die Arbeiterjugend fordert 197 4 endgültig ein Berufs­
bildungsgesetz, das ihren Interessen und nicht denen der 
Bosse entspricht. Denn 1974 ist die Lehrlingsausbeutung 
105 Jahre lang gesetzlich garantiert. Und das sind 105 
Jahre zuviel! Um den Forderungen der Arbeiterjugend 
Nachdruck zu verleihen, hat der Bundesvorstand der 
SDAJ die abgebildete Postkarte an den Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft, Klaus von Dohnanyi, her­
ausgebracht. Und wie wird's gemacht? Einfach bestellen 
bei: SDAJ, 46 Dortmund, Sonnenscheingasse 8, Unter­
schriften und Briefmarke drauf, in den Briefkasten wer­
fen - fertig! 
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Solidarität 
mit Chile 

Im Dezember beschloß die 
Vertreterversammlung der 
IGM ln Remscheld, die 11 000 
organisierte Metaller vertriH, 
eine Entschließung gegen 
den faschistischen Putsch ln 
Chile. ln der Entschließung 
heißt es: "Wir protestieren 
auf das Schärfste gegen die 
Verfolgung und Ermordung 
Tausender chilenischer Ge­
werkschafter, gegen das Ver­
bot des chilenischen Gewerk­
schaftsbundes und anderer 
demokratischer Organisatio­
nen und Partelen des Landes. 
Wir fordern die gewerkschaft­
lich organisierten Abgeord­
neten des Bundestages auf, 
von der Bundesregierung die 
sofortige Einstellung jegli­
cher Hilfe für die Militärjunta 
zu verlangen und sich für die 
ungehinderte Aufnahme ver­
folgter chilenischer Demo­
kraten einzusetzen. 

Bei BASF der 
Dritte 

Im Mai 72 wurde Dietmar 
Thieser von seinen Kollegen 
bei der BASF in Ludwigsha­
fen zum J ugendsprecher ge­
wählt. Am 2. 1. 74 mußte er 
zum Bund. Obwohl er in 1. 
Instanz als Kriegsdienstver­
weigerer anerkannt worden 
war. Er ist damit schon der 
3. J ugendvertreter der BASF, 
der in einer Legislaturperiode 
zur Bundeswehr eingezogen 
wird. Im Fall Dietmars kam 
es zu einer breiten Solidari­
sierung: die Jugendgruppen 
der IG Druck und Papier, �r 
IG Chemie und der Post 
werkschaft, Jusos, SDAJ, -
turfreunde MSB Spartakus, 
SHB und viele andere forder­
ten, daß Dietmar Thieser und 
ebenso alle anderen amtie­
renden J ugendvertreter und 
jungen Betriebsräte vom 
Wehr- und Ersatzd ienst zu­
rückgestel lt werden. 

Maulkorb-Urkunde für Leitz 

Die Leitz-Werke in Wetzlar 
wurden von der SDAJ ei­
ner besonderen Ehrung 
würdig befunden. Für ihre 
hervorragenden Verdienste 
um die Erziehung der Lehr­
linge zur Sozialpartner­
schaft erhielt Dr. Ernst 
Leitz die Maulkorb-Urkun­
de. Er tat sich durch die 
Entlassung des Jugendver­
treters Arnold Antusch 

• 

ebenso hervor, wie da­
durch, daß er junge Kol­
legen daran hinäerte, ei­
nen DGB-Lehrgang zu be­
suchen. Dafür ist er aber 
jederzeit bereit, Lehrlinge 
für Arbeitgeberlehrgänge 
freizustellen. Da trägt er 
sogar die Unkosten! Jetzt 
sind diese Verdienste end­
lich einmal entsprechend 
gewürdigt worden. 



Arbeitslosigkeit - Wer ist schuld? 

ln den letzten Monaten häu­
fen sich Meldungen über 
Kurzarbeit, Betriebsstillegun­
gen und Entlassungen. Für 
das Jahr 1974 werden Ar­
-slosenzahlen von 750 000 
•ausgesagt. 

ln Hagen kennt man diese 
Probleme schon seit einiger 
Zelt, denn ln den letzten Jah­
ren machten dort zahlreiche 
groBe und mittlere Betriebe 
dicht. Mit fast 3 Prozent hat 
Hagen eine der größten Ar­
beltslosenraten ln der BRD. 
Die Hagener SDAJ nahm sich 
dieser Frage an, da weCfer 
die Stadtverwaltung noch die 

Landesregierung von NRW lr­
gendwelche Aktlvitäten er­
kennen lieBen. Denn von die­
sen Pleiten Ist gerade auch 
die arbeitende Jugend be­
troffen. Lehrlinge suchen 
neue Ausblldungsplätze, aus­
gelernte Facharbeiter bekom­
men keine Arbeit auf Ihrem 
Gebiet vermittelt. 
So zog die SDAJ vors Rat­
haus und zeigte dort Ihr ei­
genes Arbeitsbeschaffungs­
programm: sie zersägten 
Dachlatten, hämmerten und 
werkten herum. ln Flugblät­
tern und Diskussionen mach­
ten sie die Passanten auf die 
Probleme der Arbeitslosen 

Die .,Kneifzange", die Zeitung 
der SDAJ für Lehrlinge und 
Jungarbeiter bei der August­
Thyssen-Hütte in Duisburg, 
setzt sich mit dem Tarifab­
sch luß der IGM in NRW aus­
einander, der den Lehrlingen 
50,- DM mehr bescherte : 

Nun sind sie endlich da, die 
neuen Tarife für Auszubll· 
dende. 50 DM erhalten alle 
mehr und 11 Prozent die 
älteren Kollegen. Aber wie 

und die Notwendigkelt der 
Schaffung neuer Arbeitsplätze 
aufmerksam. Gleichzeitig wie­
sen sie darauf hin, daß diese 
Krisensituation nicht mit der 
Ölkrise bemäntelt werden 
kann, sondern daß Ihre Ur­
sache einzig und allein ln der 
Profitsucht der Konzerne liegt. 
Zum Schluß wurden die zer­
sägten Dachlatten verteilt, um 
der Energiekrise vorzubeu­
gen, und ein zusammenge­
hämmertes Kunstwerk sollte 
zugunsten der notleidenden 
Industrie versteigert werden: 
erstes Gebot: 30 Mlll. DM. 
Aber da wollte niemand an­
beißen. 

wir alle wissen, sind 50 DM 
viel zu wenig. Die Preise stei­
gen und steigen. ln den ver­
gangenen Monaten Ist auf die 
Geldbeutel der arbeitenden 
Menschen ein Anschlag nach 
dem anderen verübt worden. 
Besonders hart davon sind 
natürlich diejenigen, die ohne­
hin mit dem kärgsten Lohn 
auskommen müssen, die 
Lehrlinge, betroffen. 
Von der großen Masse der 
Lehrlinge wurden die neuen 

Für bessere 
Berufs 

ausbildung 

Im Jahre 1974 steht ein 
neues Berufsbildungsge­
setz an. Die Markierungs­
punkte der Regierung zei­
gen: auch diesmal hat die 
Arbeiterjugend kein Ge­
setz in ihrem Interesse zu 
erwarten, wenn sie die 
Hände in den Schoß legt. 
Was kann man tun? Ein 
gutes, aktionsbezogenes 
Beispiel gab die Jugend-

mitgliederversammlung 
des DGB-Kreises Stutt­
gart. Sie forderte den Lan­
desjugendbezirksausschuJS 
und den Bundesjugend­
ausschuB des DGB auf, 
"darauf hinzuwirken, eine 
r:entrale Demonstration 
für die Forderungen der 
Gewerkschaftsjugend zur 
Verbesserung der Berufs­
ausbildung" durchzufüh­
ren. 

*** 
Am 23. Februar um 
15.10 Uhr lohnt es sich, 
den Fernseher einzu­
schalten, und zwar das 
erste Programm. Dann 
kommt .,Klatschmohn". 
Thema: ,.Warum Geld 
nicht stinkt." In der 
Sendung werden Lehr­
linge in dieser Frage 
interviewt. 

Tarife abgelehnt. Ein Jugend­
vertreter äußerte dazu: "Was 
wir brauchen, sind keine 50 
DM, sondern mindestens eine 
Lohnerhöhung von 150 bis 
180 DM, um die Preissteige­
rungen auszugleichen. Die 
Bosse machen Riesenge­
winne und wir sollen uns mit 
50 DM zufrieden geben. Die 
Bosse sollen und müssen 
zahlen. Unser Kampf für el· 
nen besseren Lehrlingslohn 
geht weiter!" 
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Hamburg: 

Kuckuck 
bei Phoenix 
auf der 
Lauer 
Der Rote Kuckuck lag auch 
bei Phoenix in Harnburg auf 
der Lauer: die Phoenix-Bosse 
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haben einen Rationalisie­
'rungsfeldzug geplant und 
Entlassungen angekündigt. 
Ein erstes Opfer ist die Kol­
legin Erika Schneider, die 
nach Ende ihrer Ausbildung 
fliegen soll. Sieben SDAJler 
sorgen dafür, daß der Rote 
Kuckuck in die Lehrwerk­
statt, in den Betrieb und die 
Büros gelangt. Noch am sei­
hen Tag wird Erika zum Per­
sonalbüro gerufen. Man teilt 
ihr mit, daß sie eine schrift­
liche Bestätigung für ihre 
Übernahme nach der Ausbil­
dung bekommt. 

» l?oter K�v.c� ( 
ge..�e.vt. 

DER 
BOTB 
KUCKUCK 
II 
IITIOI. 

Solingen: 

Gegen 
Preistreiber­
Stadtrat 

In Solingen beehrte der Rote 
Kuckuck den Stadtrat. Gera­
de als mal wieder über die 
Erhöhung einiger Gebühren 
debattiert wurde: Fahrpreise, 
Gas, Wasser, Straßenreini­
gung und einiges mehr sol­
len teurer werden. Nach ei­
ner Pause prangte der Rote 
Kuckuck neben dem Redner­
pult, und die SDAJ prote­
stierte in Flugblättern gegen 
den Preistreiber-Stadtrat. 

·Wiesbaden: 

Was heißt 
hier SBZ? 
Für den Roten Kuckuck gibt 
es keinen Winterschlaf. .Er 
ist immer aktiv! In der Hans­
Böckler-Schule in Wiesba­
den mußte er mal kurz eine 
längst überfällige Landkarte 
beschlagnahmen, die in ei­
nem Schaukasten in der Pau­
senhalle hing. Auf dieser 
Karte gab es nämlich noch 
eine SBZ (Sowjetisch be­
setzte Zone) - obwohl da 
seit nunmehr fast 25 Jahren 
die DDR liegt. In einem Flug­
blatt wurde die Pfändung 
für die große Pause angesagt. 

Das brachte den Lehrkörper 
in hektische Aufregung, und 
man zog es vor, die L�nd­
karte vor diesem Termin 
still und heimlich aus dem 
Verkehr zu ziehen! 

ldar-0 berste in: 

Pfandsiegel 
für Raus­
schmeißer 
"Sehr geehrter Herr .... 
nachdem Ihr Lehrve�g 
am 9. Februar 1974 ausl., 
teilen wir Ihnen mit, daß wir 
nicht beabsichtigen, ein an­
schließendes Arbeitsverhält­
nis mit Ihnen einzugehen." 
So teilte K. W. Schmidt, Chef 
der Metallwarenfabrik Gehr. 
Schmidt, zwei Jugendvertre­
tern und zwei weiteren Lehr­
lingen ihre Kündigung mit. 
Dasselbe hatte er schon im 
letzten Jahr praktiziert. 
Seine arbeiterjugendfeindli­
che Haltung, seine Lügen in 
einer Sendung .des Südwest­
funks (die Jugendvertreter 
seien nur entlassen worden, 
weil sie schlechter als die 
anderen Lehrlinge seiert) und 
sein jahrelanger Widerstand 
gegen Verbesserungen im 
Idar-Obersteiner Verkehrs­
bereich machten ihn reif für 
den Roten Kuckuck: Gleich­
zeitig wurde ihm, in Anbe­
tracht seiner besonderen 
Verdienste, der "Herr-im­
Hause-Orden" verliehen. 
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Zum erstenmal nimmt eine 
Mannschaft aus Haiti an der 
Fußball-Weltmeisterschaft teil. 
In der Qualifikation spielte 
Haiti gegen Trinidad, Hondu­
ras, Guatemala, Antillen und 
Mexiko. 
Als sensationell wurde bewer­
tet, daß die mexikanische 
Mannschaft in der Qualifika­
tion das Nachsehen hatte. 
Trotzdem gehört Haiti zu den 
krassen Außenseitern bei die­
ser WM. 
Haiti, Republik Haiti (Republi­
que d'Haiti); ·Republik in Mit­
telamerika im Westteil der 
gleichnamigen Insel. (Im Osten 
der Insel liegt die Dominikani­
sche Republik, die ebenfalls 
von einem reaktionären, US­
hörigen Regime beherrscht 
wird.) 27 750 Quadratkilometer, 
(1970) 4,9 Millionen Einwoh­
ner; Hauptstadt: Port-au-Prin­
ce; Verwaltungsgliederung in 
5 Departements (Bezirke); 
Amtssprache Französisch. Hai­
ti wurde 1492 von Kolumbus 
bei seiner ersten Amerikafahrt 
entdeckt und gehörte seitdem 
zum spanischen Kolonialbe­
reich. 
1697 mußte Spanien die West­
hälfte der Insel an Frankreich 
abtreten. Unter dem Einfluß 
der französischen Revolution 

von 1789 entwickelte sich dort 
eine Unabhängigkeitsbewe­
gung, die 1804 die erste freie 
Negerrepublik der Welt pro­
klamierte. Die zweite Hälfte 
des 19. Jahrhunderts war von 
Machtkämpfen rivalisierender 
Gruppen gekennzeichnet, die 
den zunehmenden Einfluß aus­
ländischer Mächte bel'(ünstig­
ten. 
1915 intervenierten die USA 
mit Marinetruppen und instal­
lierten ein Marionettenregime. 
Wiederholt kam es zu Auf­
ständen gegen die Besatzungs­
macht. 1934 konnte die Befrei­
ungsbewegung den Abzug der 
USA-Truppen erzwingen. 
Die proamerikanischen Regi­
mes blieben - trotz einiger 
Aufstände gegen die brutale 
Unterdrückung. Seit Oktober 
1957 regierte der Diktator F. 
Duvalier. Seine Innenpolitik 
war durch einen hemmungs­
losen Terror gegen alle oppo­
sitionellen Kräfte gekennzeich­
net. 
Gestützt auf den Einfluß der 
Geheimpolizei erklärte sich 
Duvalier 1964 zum "Präsiden­
ten auf Lebenszeit". 
An der Spitze des Kampfes 
gegen die Diktatur steht die 
,,Vereinigte Partei der Kom­
munisten Haitis" (PUCH). 
Nachfolger des Diktators Du­
valier (gest. April 1971) wur­
de dessen Sohn J ean Claude. 

kratische Führer mit Unter­
stützung der Westalliierten in 
den Westzonen separate Ver­
waltungsorgane, führten die 
Währungsreform ein und spal­
teten Deutschland endgültig 
mit der Gründung der BRD im 
September 1949. 
A.m 7. Oktober 1949 erfolgte 

Auch die DDR-Mannschaft ge- die Gründung der Deutschen 
hört zu den Neulingen bei der Demokratischen Republik. 
Fußball-Weltmeisterschaft. Die Verfassung der DDR und 
Dabei kann die Mannschaft alle wichtigen Gesetzentwürfe 
eine gute Bilanz für das r ""'"',_,en vor ihrer Verabschie-
1973 vorlegen. Von 13 L'' der in der Bevölkerung dis-
begegnungen gingen ur d · e und verbessert. 
Spiele gegen Rumä en (0: ) '- 7:. fü ende Rolle spielt die 
und gegen Belgien -A klasse. So sind 43,8 
loren. Das DDR-Te der Volkskammerab-
nicht unbedingt ten Arbeiter, 15,4 Pro-
Punktelieferanten d Bauern und 20,4 Pro-
ßen" Mannscha gestellte. 

��;:;;io�<-'l'sondere Aufmerksam-
Deutsche Demok:alil)a!!!f��S Gesellschaft gilt der 
publik; sozialisti und ihrer sozialisti-
schaftsordnung; rganisation der Freien 
wohner; davon n Jugend (FDJ). 
Millionen Juge st 20 Jahren vergeb-
21 Jahren; die :ORI 1 liCh,!!r� Versuche der Herr-
den zehn leis- \sehen n in der BRD, die DDR· 
Industriestaaten 'eh zu beanspruchen, 
Nach der Zersen ie DDR (wie die BRD) 
Faschismus 1945 be ember 1973 in die UNO 
Bevölkerung mmen, nachdem beide 
zung der sowje sc einen völkerrechtlich 
administration, den Grundlagenvertrag 
imperialistisch- ssen hatten. Die Sou-

Maßnahmen zu nd Unantastbarkeit 
1947 und 1948 s i weltweit endgültig 
näre und rech n kannt nd gesichert. 
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Zum fünftenmal nimmt die 
chilenische Fußball-National­
mannschaft an einer Fußball­
WM teil. 
Qualifizieren konnte sich die 
Mannschaft lediglich gegen 
Peru. Gegen die Sowjetunion 
fand nur ein Spiel in Moskau 
statt (0:0). Die sowjetische 
Mannschaft lehnte es nach 
dem Militärputsch in Chile ab, 
im KZ-Stadion von Santiago 
zu spielen. Die FIFA folgte der 
Argumentation der chileni­
schen Putschisten und schloß 
die sowjetische Mannschaft 
von der WM-Teilnahme aus. 

Chile, Republik Chile (Repu­
blica de Chile): seit dem 11. 9. 
1973 Militärdiktatur an der 
Westküste Südamerikas, ein­
schließlich zahlreicher Inseln 
im Stillen Ozean, die heute 
teilweise als Konzentrations­
lager für Politiker und Anhän­
ger der Unidad Popular miß­
braucht werden; Einwohner 
Chiles: (1970) 9,7 Millionen; 
756 945 Quadratkilometer; 
Hauptstadt Santiago de Chile; 
Verwaltungsgliederung in 25 
Provinzen; Amtssprache Spa­
nisch. 
In den Jahren nach 1535 er­
oberten die Spanier von Peru 
aus Chile, das bis dahin von 

Bulgarien, Volksrepublik Bul­
garien (Narodna Republika 
Bagarija); sozialistischer Staat 
in Südosteuropa; 110 912 Qua­
dratkilometer, (1970) 8,5 Mil­
lionen Einwohner; Hauptstadt 
Sofia; Verwaltungsgliederung 
in 30 Bezirke; Amtssprache 
Bulgarisch. 
Um 680 ·gründeten die vordrin­
genden Bulgaren mit mehre­
ren Slawenstämmen im Kampf 
gegen Byzanz einen ersten 
slawisch-bulgarischen Staat. 
Bis 1018 gelang es Byzanz 
wieder, Bulgarien zu unter­
werfen. Nach einem Aufstand 
im Jahr 1185 dauerte das 
II. Bulgarenreich bis zum 
Jahr 1396. 
Dann eroberten die Türken 
das Land. Erst der russisch­
türkische Krieg brachte 1878 
die Befreiung Bulgariens von 
der 500jährigen türkischen 
Unterdrückung. 
Die bürgerliche Herrschaft 
dauerte bis ins Jahr 1944. Seit 
1923 regierten faschistische 

den Inkas beherrscht wurde. 
Die Indianer wurden von den 
Spaniern als Sklaven unter-­
worfen. 
Gegen Ende des 19. Jahrhun­
derts war Chile unter starken 
Einfluß Großbritanniens gera­
ten, das zwei Drittel des chile­
nischen Exports beherrschte. 
Zwischen den beiden Welt­
kriegen entstand unter maß­
geblichem Einfluß der KP die 
Volksfront, deren Kandidat bei 
den Präsidentschaftswahlen 
1938 siegte und bis 1941 re­
gierte. 
1970 vereinigten sich KP, So­
zialisten, Radikale, MAPU und 
andere Gruppen zur Unidad 
Popular. Mit 36 Prozent aller 
Stimmen ging Salvador Allen­
de aus den Wahlen als Sieger 
hervor. 
Die Regierung der Volk-­
heit leitete ein umfangre� 
Sofortprogramm ein: 
Die nationale Reaktion be­
kämpfte im Bündnis mit dem 
US-Geheimdienst CIA und 
multinationalen Konzernen die 
Unidad Popular und scheute 
kein Verbrechen. Am 11. 9. 
1973 riß eine Militärjunta die 
Macht an sich, ermordete den 
Präsidenten und Zehntausende 
Anhänger der Volksfront. 
Trotz des brutalen Terrors ge­
lang' es ihr nicht, den Wider­
stand des chilenischen Volkes 
zu brechen. 

oder volksfeindliche Regime. 
Der antifaschistische Septem­
beraufstand 1923 unter der 
Führung Georgi Dimitroffs 
wurde blutig niedergeschlagen. 
Die KP wurde verboten. 
1941 unterwarf sich die �­
garische Regierung dem H -
faschismus als militäris es 
Aufmarschgebiet. 
Die bulgarische und die deut­
sche Arbeiterklasse waren im 
Kampf gegen den Faschismus 
eng verbunden. 
Das große Vorbild der bulgari­
schen Jugend ist Georgi Dimi­
troff, Generalsekretär der 
Kommunistischen Internatio­
nale und später Vorsitzender 
der KP, dem es 1933 gelang, 
getragen von der weltweiten 
Solidarität, seine Freilassung 
aus den faschistischen deut­
schen Kerkern zu erzwingen. 
Der Volksaufstand vom 9. 9. 
1944 eröffnete für Bulgarien 
die übergangsperiode vom 
Kapitalismus zum Sozialismus. 
Bulgarien erklärte Hitler­
deutschland den Krieg und 
nahm an der Seite der Sowjet­
armee an der Befreiung der 
Völker Südosteuropas vom 
Faschismus teil. Heute ist die 
Volksrepublik Bulgarien fester 
Bestandteil der sozialistischen 
Staatengemeinschaft und un­
terstützt aktiv den Kampf der 
Völker gegen die imperialisti­
sche Aggressionspolitik. 



Ruth Sauerwein 
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Mit 
stempeln 
gehen 

Kennen Sie diesen 
Herrn wirklich? 
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"Was, Sie sind 18? Da waren Sie doch 
sicher noch nicht beim Bund? Ja, ob 
sich da was machen läßt ... " So hört 
es Uwe B., einer der 12, beim Arbeits­
amt. Denn welcher Unternehmer 
nimmt schon einen Juiendlichen, detn 
er •:oraussichtlich für 15 Monate 
einen Arbeitsplatz freihalten soll? 
Und so werden die 12 wohl bald fürs 
e.rste stempeln gehen müssen. Das 
Stempelgeld wird auf der Grundlage 
der Ausbildungsbeihilfe berechnet. Es 
wird also kümmerlich genug ausfal­
len. 
Die 12 sind nfcht die einzigen bei 
Rheinstahl, die in eine unsichere Zu­
kunft blicken. Seit der "Elefanten­
hochzeit" von Thyssen und Rhein­
stahl ·wird Rationalisierung großge­
schrieben. Für 438 Rheinstahlkollegen 
werden die blauen Briefe schon ge­
schrieben. 
Aber die 12 wollen nich� kampflos 
klein beigeben. Sie veröffentlichten 
einen offenen Brief, in dem sie die Ge­
werkschaften, die Bundesregierung 
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Jugendliche Im Arbeitsamt Dort­
mund. "FUr Angestellte Ist die Ver­
mittlung schwierig, sagten sie mir." 

und die demokratischen Jugendorga­
nisationen zur Solidarität aufrufen. 
Der Ortsjugendausschuß der IG Me­
tall stellte sich hinter die 12. "Na, 
klar. Wir sind doch fast alle in der 
Gewerkschaftsjugendgruppe bei 
RheinstahL Was soll denn aus "der 
werden, wenn wir alle rausfliegen?" 
meint einer der 12. "Und überhaupt: 
Uns sagt man, wir können gehen, weil 
man keine Arbeit für uns hat. Und im 
gleichen Jahr stellt man 18 neue Lehr­
linge ein, elf kaufmännische und 7 als 
technische Zeichner." Das meint Uwe 
B. Damit es diesen 18 nicht ebenso 
ergeht wie jetzt den 12, muß etwas . 
getan werden. Das meinen alle. 
Das meint auch die SDAJ. Morgens, 
6.30 Uhr, vor RheinstahL Es ist noch 
dunkel, und es nieselt. Ein Steckbrief 
wird verteilt, der von Baronin Fiona 
Thyssen. Wer von den vielen tausend 
Arbeitern und Angestellten kennt 
schon diese Dame? Aber arbeiten tun 
sie alle für sie. Etwas zweifelnd neh­
men viele die Flugblätter, auf denen 

gesagt wird, wer wirklich überflüssig 
im Konzern ist: nämlich eben 'diese 
Fiona und Konsorten. Im Betrieb ge­
hen die Steckbriefe von Hand zu 
Hand, und es wird viel diskutiert. 

Beim nächsten Mal: "Was habt ihr 
denn heute Schönes? Wen habt ihr 
denn da auf dem Kieker?" Diesmal 
ist Günter Sohl dran, der überflüssig­
ste Mann beim Thyssen-Konzem. Die 
Kollegen haben ihren Spaß - und 
denken darüber nach. 
Und dann: der "Rote Kuckuck". Schon 
eine Woche vorher hat er sich 

kündigt. Am 18. Januar ist es so weit, 
da schlägt er zu. "Die Tatsache, daß 
einerseits Hunderte Belegschaftsmit­
glieder auf die Straße geschmissen 
werden sollen, während auf der an­
deren Seite eine Dividendenerhöhung 
für die Aktionäre vorgeschlagen wird, 
gibt uns Grund, den Betrieb zu pfän­
den und die Bosse fristlos zu ent­
lassen!" 

Die Herren Personalchefs, Oehler und 
sein Stellvertreter Vom Bovert, waren 
leider nicht in der Lage, einen Repor­
ter des elan zu empfangen, um dessen 
Fragen zu diesem Thema zu beant­
worten. Herr Oehler erholte sich von 
den Anstrengungen seines Direkto­
rendaseins im Winterurlaub, während 
Herr Vom Bovert vermutlich vom Un­
terzeichnen der Kündigungsschreiben 



total in Anspruch genommen war. Er 
mochte noch nicht einmal die Fragen, 
die ihm elan auf seine Bitte hin zu­
sandte, beantworten. 
Die 12 von Rheinstahl stehen mit 
ihren Problemen nicht allein. Mit dem 
Ansteigen der Arbeitslosenzahlen 
verlieren auch immer mehr Jugend-' 
liehe den Arbeitsplatz. Immerhin wa­
ren Ende 1973 9,6 Prozent der Arbeits­
losen Jugendliche unter 20 Jahren. 
Pas machte bei 219 000 Arbeitslosen 
zu dem Zeitpunkt rund 20 000 Jugend­
liche. Und die Gruppe von 20 . bis 25 
Jahren ist mit 13,7 Prozent die stärkste 

· Gruppe. 
Herr Kolutzik vom Arbeitsamt Dort­
mund meint, daß Dortmund mit 170 

·arbeitslosen Jungen und 110 Mädchen 
Vergleich mit anderen Städten 

Kennen Sie die 
Familie ThY.ssen? 
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noch gut dasteht. "Essen hat über 500, 
Aachen hat bedeutend mehr. " Herr 
Kolutzik kennt das Problem von Lehr­
lingen, die unmittelbar nach Ende 
ihrer Ausbildung keinen Platz mehr 
im Betrieb haben. "Es gibt nach wie 
vor, obwohl es nicht sein soll, Be­
triebe, die Lehrlinge horten und dann 
die Jungen und Mädchen nach der 
Ausbildung entlassen. Ich möchte hier 
keine spezielle Sparte nennen. Die 
Jungen und Mädchen kommen dann 
zu uns und erhalten ihre Arbeits­
losenunterstützung, bis wir sie ver­
mitteln können, mindestens für ein 
Jahr." 

(Am anderen Morgen ruft Herr Ko­
lutzik an und erklärt, daß seit dem 
neuen Gesetz die Zahlen von entlas­
senen Lehrlingen gegenüber denen 
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vor drei bis vier Jahren abgenommen 
hätten). Auf meine Frage, ob es 
schwierig sei, Jungen, die noch nicht 
beim Bund waren, unterzubringen, 
meint er: "Wenn diese Leute drei 
Monate oder ein halbes Jahr vor der 
Bundeswehr stehen, so können wir 
diese Leute, auch wenn sie fachlich 
gut sind, oft nur schwer unterbringen. 
Wir können diese Leute natürlich bei 
der Teilzeitarbeit beschäftigen. Aller­
dings - so gute Schnäppchen für alle 
haben wir nicht auf Lager. " Die 12 
sehen ihre Lage noch schlechter. 

Selbst solchen, die noch keinen Ein­
berufungsbe�ehl haben, bei denen also 
noch gar nicht abzusehen ist, wann 
sie einrücken müssen, wurde gesagt, 
daß es schwerhalten würde, etwas für 

Wir sind zwölf Auszubildende der 
Rheinstahl AG, Stahlbau und För­
dertechnik, in Dortmund. 

· Wir werden nach unserer Ausbil­
dung nicht weiterbeschäftigt 
Warum? 
Nachdem der Rheinstahi-Konzern 
vom Thyssen-Konzern geschluckt 
wurde, stehen Rationalisierungs­
maßnahmen in vielen Thyssen- und 
Rheinstahlbetrieben auf der Tages­
ordnung. 
Um angeblich die Existenz des Wer­
kes Dortmund zu sichern, wird die 
Existenz von 438 Belegschaftsmit­
gliedern und uns zwölf Auszubil­
denden skrupellos aufs Spiel gesetzt. 
Einige von uns sind aktive Mitglieder 
der Rheinstahi-Betriebsjugendgruppe 
der IG Metall, die nach unserem Aus­
scheiden ihre "Existenz" verlieren 
wird. 
Am 6. Dezember 1973 wurde im Bun­
destag ein Gesetz verabschiedet, auf 
das wir gehofft hatten. 
Die Tatsache, daß ein solches Gesetz 
verabschiedet wurde, ist Zeichen für 
den verstärkten Kampf der Arbeiter­
jugend, die in zahlreichen Aktionen 
und Demonstrationen, für den Kündi­
gungsschutz von Jugendvertretern 
eingetreten ist. 
Doch das im Bundestag verabschie­
dete Gesetz wird den Forderungen 
der Arbeiterjugend nicht gerecttt. 
Dieses Gesetz, welches Jugendver­
treter und aktive junge Gewerk­
schafter vor einer Unternehmer­
willkür schützen soll, ist nur "ein 
Tropfen auf den heißen Stein". 
Trotz dieses Gesetzes werden auch 
in Zukunft Jugendvertreter und 
aktive junge Gewerkschafter von 
dieser Unternehmerwillkür betroffen 

sie zu finden - denn irgenwann kä­
men sie ja auf jeden Fall hin. 
"Mann, da habe ich gedacht, im De­
zember hätten die in Bonn ein neues 
Gesetz gemacht, damit solche Schwei­
nereien nicht mehr vorkommen! Und 
jetzt? Haben wir etwa für so etwas 
demonstriert?" "Wenn wir nicht de­
monstriert hätten, wäre überhaupt 
nichts ins Rollen gekommen. Wir 
müssen eben noch mehr tun!" Di<:! 
Rheinstahl-Kumpel diskutieren ihren 
offenen Brief. Und sie haben Recht: 
auch das neue Gesetz läßt den Bossen 
noch genug Schlupflöcher (mehr dazu 
auf S. 21 dieser Ausgabe). Und ganz 
besonders haben die 12 damit Recht: 
Wir müssen alle gemeinsam dafür 
kämpfen, daß den Bossen auch das 
letzte Ma'useloch gestopft wird! 

sein. Auszubildende, die keine Ju­
gendvertreter sind, brauchen nach 
Beendigung der Lehrzeit nach wie 
vor von den Unternehmern nicht 
weiterbeschäftigt zu werden. 
Für diese Art Unternehmerwillkür 
gab die Rheinstahl AG in Dortmund 
eine entscheidende "Hilfestellung". 

Deshalb fordern wir: 
Unbedingte Weiterbeschäftigung 
für alle Auszubildenden auf unbe­
stimmte Zeit. 
Absoluten Kündigungsschutz für 
Jugendvertreter und junge Be­
triebsräte. 

- Freistellung von Jugendvertre­
tern vom Wehr- und Ersatzdienst. 

- Vollen Kündigungsschutz auch für 
gewerkschaftliche Mandatsträger. 

Wir wenden uns mit diesen Forde­
rungen an alle Jugendlichen, insbe­
sondere in den Betrieben des· 
Rheinstahi-Konzerns. 
Wir wenden uns weiter an die demo­
kratischen Jugendorganisationen und 
-verbände, Gewerkschaften, Bundes­
regierung und Bundestag, an die 
Ratsfraktionen der Stadt Dortmund 
sowie an die Bundestagsfraktionen 
der Parteien, sich für die Durchset­
zung unserer berechtigten Forderun­
gen einzusetzen und uns zu unter­
stützen. 
Gemeinsam wird es gelingen, diese 
Forderungen im Interesse aller Aus­
zubildenden, Jugendvertreter, jun­
gen Betriebsräte sowie der Gewerk­
schaftsfunktionäre durchzusetzen. 

Rheinstahl AG 
- Stahlbau- und Fördertechnik -
Betriebsjugendgruppe der IG Metall 
46 Dortmund 
Sunderweg 86 





Ein Blick in die Bonner 
Gesetzes-Schubladen 
ln diesem Jahr werden Im Bonner Bundestag Gesetze verabschiedet, die 
für die gesamte Jugend unseres Landes von großer Bedeutung sind. Ele­
mentare Interessen der arbeitenden Jugend ln den Betrieben, Büros und 
Berufsschulen werden mehr als nur berührt - die Grundrechte der Jugend, 
für die die Jugend in zunehmend breiter Front den Kampf in die eigenen 
Hände genommen hat, sollen wieder einmal in Gesetzestexten nicht nieder­
geschrieben und festgelegt werden. Dennoch - wenn sich die Regierenden 
des kapit�llstischen Klassenstaates BRD zur Verabschiedung von Gesetzen 
verstehen müssen, ln denen zum Teil auch die Forderungen der demokrati­
schen Jugendbewegung ihren Niederschlag finden, so spiegelt diese Tat­
sache das Ergebnis einer Vielzahl von Klassenkämpfen wider, in denen sich 
die Jugend für ihre Grundrechte engagierte. Wie sind die verschiedenen 
Gesetze- und Gesetzesentwürfe einzuschätzen und was gilt es zu tun, um 
die Grundrechte der Jugend auch im Kampf um bessere, den Interessen 
der Jugend verpflichtete Gesetze, durchzusetzen? 

Von Dleter Gautler, Helno Hoffmann und Peter Bubenberger 

Anders als beim Berufsbildungsge­
setz, beim Jugendarbeitsschutzge­
setz und bei der im Dezember 1973 
beschlossenen Änderung des Be­
triebsverfassungsgesetzes gab es 
um den "Diskussionsentwurf eines 
Jugendhilfegesetzes" keine Bewe­
gung in der arbeitenden und ler­
nenden Jugend unseres Landes. 
Stellungnahmen zu der 133 Para­
graphen umfassenden Vorlage ka­
men hauptsächlich "von Jugend­
verbandsleitungen, von Wohlfahrts­
organisationen, von Ministerien des 
Bundes und der Länder, von Wis­
senschaftlern und von einigen we­
nigen interessierten Einzelperso­
nen", so stellt es der dem Deut­
schen Bundesjugendring naheste­
hende "Jugendpolitische Dienst" 
fest. 
Das Jugendhilfegesetz wird als ein 
entscheidendes Instrument staatli­
cher Jugendpolitik in der BRD die 

Rolle und Aufgaben staatlicher und 
kommunaler Behörden, der Familie, 
öffentlicher Einrichtungen der Ju­
gendhilfe sowie der "Freien Träger 
der Jugendhilfe" (damit sind vor 
allem die Jugendverbände gemeint) 
festlegen. 
Daß der Entwurf, der bereits am 
1. März als Referentenentwurf vor­
liegen und noch in diesem Jahr 
Gesetzeskraft erhalten soll (also 
kaum noch diskutiert werden kann), 
möglichst ohne große öffentliche 
Aufmerksamkeit glatt über die ju­
gendpolitische Bühne geht, liegt im 
Sinn der Bundesregierung, die sehr 
wohl um den Zündstoff des Ent­
wurfes weiß, der im Kern nichts 
anderes bedeutet, als die gesetz­
liche Festschreibung der gegen die 
Grundrechte der Jugend gerichte.: 
ten Jugendpolitik der Bundesregie­
rung. Der die Möglichkeiten der 
demokratischen Jugendverbände 

einschnürt, die Mitbestimmung der 
Jugend und ihrer demokratischen 
Organisationen ausschließt. Und 
der allen Kräften in der Jugend, die 
sich mit dem Ziel der Mobilisierung 
breitester Teile der Jugend für die 
eigenen sozialen und politischen 
Interessen für eine Alternative zu 
der bestehenden monopolkapitali­
stischen Gesellschaftsordnung ein­
setzen, einen Riegel vorschieben 
will. 
Das in § 1 formulierte "Recht auf 
Erziehung und Bildung" soll den 
Jugendlichen' befähigen, "seine 
Pflichten gegenüber der Gesell­
schaft zu erfüllen". Anpassung also 
als oberstes Ziel von Erziehung und 
Bildung. "Anerkennung" (und damit 
auch Förderung) erfährt nur, wer 
"eine den Zielen des Grundgesetzes 
förderliche Arbeit" (§ 15) leistet im 
"Sinne einer mitverantwortlichen 
Leistungsgemeinschaft" (§ 16), und 
wer nach "anerkannten Methoden 
der Sozialpädagogik und Sozialar­
beit im Zusammenwirken mit Fach­
kräften" (§ 4) arbeitet. Das bedeutet 
nichts anderes, als daß auch in Zu­
kunft der Diskriminierung und 
finanziellen Erpressung von Ju­
gendverbänden, die sich wie zum 
Beispiel der Verband Deutscher 
Studenten (VDS), der MSB Spar­
takus und die SDAJ aktiv für die im 
Grundgesetz verankerten Grund­
rechte einsetzen, Tür und Tor offen 
stehen. Daß sie nach wie vor von 
Anerkennung und damit auch finan­
zieller Förderung ausgeschlossen 
werden können, während sich re­
vanchistische Jugendverbände wie 
die Deutsche Jugend des Ostens 
(DJO) weiterhin öffentlicher Aner­
kennung und reicher finanzieller 
Unterstützung erfreuen können. • 
Sollten diese Paragraphen Wirklich­
keit werden, so ist damit nicht allein 
jenen Jugendverbänden, die ihre 
Arbeit auf den wissenschaftlichen 
Grundlagen marxistischer Erzie­
hungswissenschaften und Erzie-
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hungsziele leisten, die Teilhabe an 
der Jugendhilfe (und der entspre­
chenden Förderung) versperrt. Die 
Kombination der oben genannten 
Paragraphen läßt die Reglementie­
rung der gesamten demokratischen 
Jugendbewegung allein im Sinne 
der bestehenden staatsmonopolisti­
schen und deshalb besonders j u­
gendfeindlichen Gesellschaftsord­
nung zu. 

Die Auseinandersetzung mit dem 
Entwurf · eines "Jugendhilfegeset­
zes" muß zur Sache breitester 
Kreise der Jugend werden. Die Dis­
kussion gehört in jedes Jugend­
zentrum, in jede Gruppe der Jugend­
verbände. Wie beim 
Jugendarbeitsschutz, der Berufs­
ausbildung oder dem gemeinsa­
men Vorgehen gegen Unternehmer­
willkür sollte es auch im Falle der 

Berufsbildungsgesetz 

Jugendhilfe sein: Der gemein�ame · 

Kampf der demokratischen Jugend­
verbände, getragen von dem akti­
ven Handeln junger Arbeiter, Lehr­
linge, Schüler und Studenten kann 
durch einen "Gesetzesakt" errei­
chen, "was sie durch eine Vielzahl 
isolierter in�ividueller Anstrengun­
gen vergeblich erstreben würde", 
wie Karl Marx bereits im Jahre 1867 
feststellte. 

tes zu legen, ohne den Gewerk­
schaften entscheidende Mitbestim­
mungsrechte einzuräumen. Verba­
len Erklärungen, "Mitwirkung ·und 
Mitbestimmung der beteiligten 

Am 15. November 1973 hat die Bun- punkte keine konkreten Ansätze, Gruppen gesetzlich sicherzustellen", 
desregierung "Grundsätze zur Neu- wie die Berufsausbildung in ein ein- folgen keinerlei konkrete Aussagen. 
otdnung der beruflichen Bildung heitliches Bildungssystem eingeglie- Das Wort "Gewerkschaften" wird 
(Markierungspunkte)" verabschie- dert werden soll. So besteht die nicht einmal erwähnt. Als Aufgabe 
det. Es wurde angekündigt, daß Gefahr, daß die Ungleichwertigkeit einer solchen "Mitbestimmung" 
dem Bundestag vor der Sommer- der beruflichen Bildung mit ihren wird genannt, "die Erfahrungen 
pause 1974 auf der Grundlage der Sackgassen für eine höhere Bildung und Interessen der in der Wirt­
Markierungspunkte ein Regierungs- der Arbeiterjugend auf lange Zeit schaft Tätigen für das staatliche 
entwurf für ein neues Berufsbil- stabilisiert wird. Kein Ansatzpunkt Handeln nutzbar machen". 
dungsgesetz zugeleitet und dann ist enthalten für die Überwin�ung Die Frage der Finanzierung lassen 
1975 vom Bundestag verabschiedet der reaktionären Stufenausbildung, die Markierungspunkte völlig offen. 
werden soll. die sogar als einer der bildungs- Es wird darl!,uf verwiesen, daß erst 
Bundeskanzler Brandt erklärte bei politischen Erfolge der Bundesre- der Bericht einer Sachverständigen­
der Veröffentlichung der Markie- gierung aufgezählt wird. Kommission abgewartet werden 
rungspunkte, mit dieser Reform Die Markierungspunkte beabsichti- müsse. Wörtlich: "Eventuelle Ände­
"möchten wir für die 1,3 Millionen gen nicht, den Unternehmerkam- rungen des Finanzierungssystems 
Jugendlichen, um die es j etzt geht, mern jede Zuständigkeit auf dem der beruflichen Bildung sind weder 
in der beruflichen Bildung eine Gebiet der beruflichen Bildung zu direkt noch indirekt Gegenstand 
gleichwertige, gleichberechtigte und entziehen. Gleich an mehreren Stel- dieser Markierungspunkte." 
zukunftsorientierte Bildung schaf- len wird erklärt, der "Sachverstand Was man tun kann? Ein gutes, ak­
fen". Gleichzeitig wird in den Mar- und die Praxisnähe" der Unterneh- tionsorientiertes Beispiel gab die 
kierungspunkten erklärt, daß nicht mer seien weiterhin zu nutzen,. das Jugendmitgliederversammlung des 
beabsichtigt sei, die berufliche Bil- "Engagement der Wirtschaft soll DGB-Kreises Stuttgart. Sie forderte 
dung "von heute auf morgen" zu optimal gefördert werden" usw. Die den Landesbezirksjugendausschuß 
erneuern. Diese Erneuerung müsse Kammern . sollen weiterhin für eine und den Bundesjugendausschuß des 
mit "Realismus" und in "zeitlichen Reihe wichtiger Fragen zuständig DGB auf, "darauf hinzuwirken, eine 
Stufen" angegangen werden. So bleiben. Des weiteren wird beab- zentrale Demonstration für die For­
wird die volle Verwirklichung des sichtigt, bestimmte Zuständigkeiten derungen der Gewerkschaftsjugend 
Berufsgrundbildungsjahres erst für und Verantwortlichkeiten mehr in zur Verbesserung der Berufsausbil-
1985 ins Auge gefaßt. die Hände «;}es kapitalistischen Staa- dung durchzuführen". 
Zu messen sind die Markierungs- 1-----_:_ _ __::..__ _________ _.:: ____________ _ 

punkte mit den drei grundsätzli­
chen Fragen: Welche Inhalte und 
welche Struktur der Berufsbildung? 
Wer bestimmt? Wer finanziert? 
Als Ziele der Bildung und Berufs-. 
bildung nennt die Bundesregierung, 
dem einzelnen eine "bessere Einfü­
gung in den wirtschaftlichen Pro­
zeß" zu ermöglichen und ihm die 
Chance zu eröffnen, ..:"den Lei­
stungsanforderungen einer moder­
nen Industriegesellschaft gerecht zu 
werden". Weiterhin sollen also die 
Bildungs- und Ausbildungsinteres­
sen der Jugendlichen den Kapital­
verwertungs- und Profitinteressen 
der Monopole untergeordnet blei­
ben. Trotz verbaler Willensbekun­
dungen enthalten die Markierungs-

Jugendarbeitsschutz 
Im Juli 1973 legte der Bundesar­
beitsminister den "beteiligten Ver­
bänden und Organisationen" den 
langerwarteten Referentenentwurf 
für ein neues Jugendarbeitsschutz­
gesetz vor. Unter Überschriften wie 
"Fünf-Tage-Woche für alle Jugend­
lichen" und "30 Tage Urlaub ge­
plant" wurde der Entwurf in der 
regierungsfreundlichen Presse ge­
radezu als Großtat der Bundesre­
gierung angepriesen. Inzwischen ist 
es wieder etwas ruhiger um diesen 
Gesetzentwurf geworden. Bis heute . 
ist er einer breiteren Öffentlichkeit 

nicht zugänglich gemacht worden. 
Damit wird die Diskussion behin­
dert. Die Verabschiedung des no­
vellierten Jugendarbeitsschutzge­
setzes ist noch in dieser Legislatur­
periode zu erwarten. 

Einer der Gründe für die Vorlage 
des Referentenentwurfes ist die er­
wiesene Wirkungslosigkeit des jetzt 
gültigen Gesetzes aus dem Jahre 
1960. Die Zahl der Verstöße wird 
von den Gewerkschaften auf über 
eine Million jährlich geschätzt. Die­
ses Übel wird im Referentenentwurf 

• 



• 

- nicht an der Wurzel gepackt. Nach 
wie vor sollen den Gewerkschaften 
ganz entscheidende Mitbestim­
mungs- und Kontrollrechte ver­
wehrt werden. Die Überwachung 
der gesetzlichen Vorschriften soll 
weiterhin den völlig unbesetzten 
Gewerbeaufsichtsämtern obliegen. 
So · wird bereits jetzt wieder der 
Keim dafür gelegt, daß sich die Un­
ternehmer weiter hemmungslos und 
fast uneingeschränkt über gesetz­
liche Bestimmungen hinwegsetzen, 
die ihren Profitinteressen im Wege 
stehen. 
Aber auch in den Einzelbestimmun­
gen bleibt der Entwurf weit hinter 
den Forderungen der Arbeiterju­
gend zurück. So trägt der Entwurf 
nur scheinbar der Forderung Rech­
nung, die tägliche Arbeitszeit auf 
acht Stunden und die wöchentliche 
Arbeitszeit auf vierzig Stunden zu 
begrenzen. In Betrieben, in denen 
Jugendliche mit erwachsenen Kol-

jugendpolit ische blatter 

legen zusammenarbeiten (und wo 
ist das nicht der Fall?), soll die Ar­
beitszeit für Jugendliche über 16 
Jahre täglich bis zu achteinhalb 
Stunden (das jetzige Gesetz schreibt 
zwingend acht Stunden vor!) und 
wöchentlich 42 Stunden, in der 
Landwirtschaft in der Erntezeit so­
gar 48 Stunden betragen. Die For­
derung nach voller Anrechnung der 
Pausenzeit auf die Arbeitszeit wird 
ebenfalls nicht erfüllt. 
Weitere Forderungen, die im Refe­
rentenentwurf nicht berücksichtigt 
wurden, sind: völliges Verbot der 
Nachtarbeit für Jugendliche, volle 
Freistellung an Berufsschultagen, 
völliges Verbot von Akkord- und 
akkordähnlichen Arbeiten, 12 Tage 
Bildungsurlaub jährlich. Unzurei­
chend sind die Urlaubsbestimmun­
gen. Die Arbeiterjugend fordert 
mindestens 36 Werktage Urlaub, für 
Jugendliche im Untertagebergbau 
42 Werktage. Der Referentenent-

wurf billig-t lediglich 30 bzw. 34 
Werktage zu und schreibt auch noch 
vor, den Urlaub in zwei Abschnit­
ten zu nehmen. Die Forderung nach 
Einführung einer zweiten ärztlichen 
Nachuntersuchung im zweiten Be­
schäftigungsjahr findet sich nur in 
einer Kann-Bestimmung wieder. 
Eine wichtige Forderung ist die 
Einführung empfindlicher Mindest­
strafen bei Verstößen für die Un­
ternehmer. Gegenüber dem jetzt 
gültigen Gesetz sind nur geringfü­
gig erhöhte Höchststrafen vorgese­
hen, die jedoch entsprechend der 
jetzigen Praxis kaum zur Anwen­
dung kommen werden. 
Völlig unzureichend sind ·die Aus­
sagen des Entwurfs, wie die Ein­
haltung der Bestimmungen wirk­
sam zu überwachen ist. Hier sind 
die fehlenden Mitbestimmungs­
rechte für Gewerkschaften und Ar­
beiterjugendorganisationen am 
schwerwiegendsten. 

Kündigungsschutz für Jugendvertreter 
Aufgrund des Drucks der Arbeiter­
jugend versprachen alle Bundes­
tagsparteien und die Bundesregie­
rung, schnell ein Gesetz zu verab­
schieden, das den Kündigungsschutz 
für Jugendvertreter sicherstellen 
soll. Am 6. Dezember 1973 wurde 
im Bundestag ein Gesetz verab­
sChiedet, das die Erweiterung des 
Betriebsverfassungsgesetzes um ei­
nen Paragraphen 78a vorsieht. Es 
wird der Eindruck erweckt, als ob 
mit diesem Gesetz den Forderungen 
der Arbeiterjugend Genüge getan 
sei, um die wachsende Bewegung 
für wirksame Mitbestimmung abzu­
blocken. 
Eine wirkliche Verbesserung bringt 
das Gesetz für die Arbeiterjugend 
jedoch kaum. Die Veränderungen 
am Betriebsverfassungsgesetz er­
möglichen es dem Unternehmer, 
ohne Befragung des Betriebsrates 
beim Arbeitsgericht die Entlassung 
des Jugendvertreters zu beantra­
gen. Zwar soll ein Ausbildungsver­
hältnis als begründet gelten, wenn 
ein Auszubildender, der zugleich 
betriebsverfassungsrechtlicher Man­
datsträger ist, seine Weiterbeschäf­
tigung wünscht. Lehnt das der Un­
ternehmer ab, so gibt ihm das Ge­
setz die Möglichkeit, bis zu zwei 
Wochen nach Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses beim Arbeitsge-

richt Handhabungen gegen den Ju­
gendvertreter einzuleiten und ihn 
womöglich bis zu einer Entschei­
dung des Gerichts aus dem Betrieb 
zu verbannen. Das Arbeitsgericht 
kann den Unternehmer von der 
Pfli�t zur Weiterbeschäftigung 
entbinden, "wenn Tatsachen vorlie­
gen, aufgrund derer dem Arbeitge­
ber unter Berücksichtigung aller 
Umstände· '  die Weiterbeschäftigung 
nicht zugemutet werden kann". 
Der DGB hatte vor der Verabschie­
dung schwere Bedenken gegen 
diese Passage geäußert. Die SDAJ 
hatte einen Tag vor der Verabschie­
dung die Fraktionsvorsitzenden der 
Bonner Parteien fernschriftlich auf­
gefordert, dem Gesetzentwurf die 
Zustimmung zu versagen. Nach der 
Verabschiedung erklärte der DGB: 
"Jugendvertreterschutz nicht zur 
Zufriedenheit geregelt." Die SDAJ 
stellte fest: "Kündigungsschutz für 
Jugendvertreter nicht gesichert!" 
Der pGB kündigte an, die Haltung 
der Unternehmer in der nächsten 
Zeit werde entscheidend dafür sein, 
"welche weiteren Konsequenzen ge­
zogen werden müssen". Und: "Der 
DGB wird alles daran setzen, damit 
es in der betrieblichen Praxis zu 
einem ausreichenden Schutz der Ju-· 
gendvertreter kommt." Die SDAJ 
betonte in ihrer Erklärung: "Nach 

wie vor bleiben die Forderungen 
der Arbeiterjugend auf der Tages­
ordnung: Wirksamer Kündigungs­

'schutz für Jugendvertreter durch 
uneingeschränkte gesetzliche Ver-
pflichtung der Unternehmer, Ju­
gendvertreter nach Beendigung der 
Ausbildung in ein Arbeitsverhältnis 
zu übernehmen; Freistellung von 
Jugendvertretern vom Wehr- und 
Ersatzdienst; voller Kündigungs­
schutz auch für gewerkschaftliche 
Mandatsträger; Recht auf Weiterbe­
schäftigung für alle Lehrlinge." 
Auch die kommenden Jugendver­
treterwahlen können ein Beitrag 
sein, Unternehmerwillkür gegen 
demokratisch gewählte Beleg­
schaftsvertreter in die Schranken zu 
weisen. Am besten wird das dort 
geschehen, wo konsequente <;e­
werkschafter, die am aktivsten die 
Interessen der Arbeiterjugend ver­
treten, zu Jugendvertretern gewählt 
werden und die betrieblichen For-

. derungen in der gemeinsamen Ak­
tion aller Kollegen, aller Gewerk­
schafter, gemeinsam mit dem Be­
triebsrat und der Jugendvertretung 
gegen die Unternehmer durchge­
setzt werden. 

* * * 
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Preis-Monster in Aktion 
" übersteigerte Ansprüche haben d_ie Kosten und Preise 
hochgetrieben. Und doch gibt es Lohnforderungen von 1 5  
Prozent und mehr" , jammert NRW-Unternehmer-Boß Fried­
rich Neumann in einer kostspieligen Zeitung·sanzeigen­
kampagne. Was wir alle aber täglich merken, sieht anders 
aus: die Löhne sind von den galoppierenden Preisen längst 
abgehängt worden. Die Frage, die auf den Nägeln brennt: 
Wer macht eigentlich die Preise? Von Hans-Jörg Hennecke 
Wer sich sein Geld nicht von ande- Natürlich liegt es nicht an den Löh­
ren erarbeiten läßt (wie die Bosse), nen. Das ist eine Zwecklüge der 
spürt deutlich, daß die Lohntüte Bosse, deren Profite um so höher 
trotz einiger zusätzlicher Scheine sind, je weniger sie uns an Löhnen 
nicht einmal mehr das ist, was sie zahlen müssen. 
vor ein oder zwei Jahren war. Die Preise werden von den Bossen ge­
Erklärung ist einfach: die Infla- macht. · Eine wirksame Mitbestim­
tionsrate (Geldentwertung) der letz- mung der Arbeitenden gibt es nicht. 
ten Jahre war höher als die er- Die Bosse nehmen, was der Markt 
kämpften Reallohnerhöhungen hergibt (also: was sie kriegen kön­
Für einen größeren Zeitraum er- nen). Sie lassen nicht produzieren, 
gibt sich dieses Bild: die Mark von um die Bedürfnisse der Bevölke-
1950 hatte 1972 an Kaufkraft nur rung zu erfüllen, sondern um privat 
noch einen Wert von 45 Pfennigen! Kasse zu machen. Das ist die Trieb­
Gerade die ständig wiederholte kraft der kapitalistischen Gesell­
Lüge von den preistreibenden Löh- schaftsordnung. 
nen (auch "Lohn-Preis-Spirale " ge- Dafür erfanden die Bosse auch die 
nannt) sollte mit Fakten konfron- "Ölkrise ", die flugs als Stimmungs­
tiert werden. Hier sind einige: mache gegen die erdölproduzieren-
1. Der Anteil der Lohnkosten an den arabischen Staaten eingesetzt 
Industriepreisen liegt im Schnitt bei wurde und eindeutig die Aufgabe 
25 Prozent. Steigen nun die Löhne hatte, von ihrer eigenen Profitsucht 
um 10 Prozent, müßte sich bei vol- und Preistreiberei abzulenken. Da­
ler Abwälzung auf den Preis eine bei war der Trick denkbar einfach: 
Steigerung um 2,5 Prozent ( = 10 die Mineralölkonzerne entzogen 
Prozent von 25 Prozent Lohnko- dem Markt Rohöl. Ergebnis: die 
stenanteil) ergeben. Da die derzei-

Preise stiegen. Jetzt ist Benzin und 
Heizöl wieder in Hülle und Fülle da 
- zu höheren Preisen. Verbunden 
mit dem "Versprechen " weiterer 
Preiserhöhungen. Und damit alle 
zahlungswillig bleiben, wird das 
Gespenst Rationierung an die Wand 
gemalt. Das ganze nennt sich "freie 
soziale Marktwirtschaft ". 
Und die Bundesregierung half den 
Konzernen nach allen Regeln der 
Kunst: durch Entschuldigungen, 
Sonntagsfahrverbote usw. Hier deu­
tet sich an, was unter dem Begriff 
Staatsmonopolistischer Kapitalis­
mus zu verstehen ist. Andererseits 
hilft die Regierung durch vielerlei 
inflationäre Maßnahmen den Groß­
konzernen. 
In diesem Zusammenhang sei nur 
eine (sehr wichtige) erwähnt: 40 
Milliarden DM werden für die Rü­
stung verpulvert. Das nützt nur ei­
ner kleinen Handvoll Superreicher: 
den Bossen der Rüstungskonzerne. 
Allerdings entsteht auch durch die 
Tätigkeit der Rüstungsindustrie 
Nachfrage auf dem Markt: Arbeiter 
dieser Betriebe erhalten Lohn, die 
Bosse machen Profite. Doch dieser 
Nachfrage steht kein Angebot ge­
genüber (Panzer und Kanonen kön­
nen nicht gekauft bzw. konsumiert 

· werden). Dadurch werden die Preise 
in die Höhe getrieben. 
Das alles heißt: die Preistreiberei 
hat ihre Ursache im kapitalistischen 
System (denn: warum steigen z. B. 
die Preise in der DDR nicht?). Wer 
die Inflation bekämpfen will, muß 
gegen die Macht des Großkapitals 
vorgehen. 

tige Steigerungsrate der Preise aber 
ca. 8 Prozent ausmacht, hätten die 
"preistreibenden " Lohnerhöhungen 
im Vorjahr 32 Prozent(!) ausma­
chen müssen. Sind also die Löhne 

Das *--stichwort FREIHEIT 
schuld an den galoppierenden Prei­
sen? 
2. Trotz der vergangenen Lohner­
höhungen hätten die Preise über­
haupt nicht steigen dürfen, auch 
wenn die Unternehmer keine Fra­
fiteinbußen hinnehmen wollten. 
Denn: die Arbeitsproduktivität 
( = das Produktionsergebnis j e  
Stunde geleisteter Arbeit) stieg 1972 
um 6 Prozent, 1973 noch mehr. Da­
durch verringern sich die Kosten 
der Waren. Und der Lohnkostenan­
teil an den Preisen sinkt. Trotzdem 
steigen die Preise. Sind also die 
Löhne schuld an den galoppieren­
den Preisen? 
3. Den absoluten Rekord aller Preis­
steigerungen erzielten die Boden­
preise (Grundstücke). Sie stiegen 
seit 1960 um 800 Prozent, in Bal­
lungsgebieten gar um 2000 Prozent! 
In den Bodenpreisen stecken aber 
überhaupt keine Lohnkosten! Sind 
also die Löhne schuld an den ga­
loppierenden Preisen? 
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, Wenn ein Unternehmer Freiheit 
sagt, dann meint er damit. seine 
eigene schrankenlose Freiheit, 
sich die von den Arbeitern ge­
schaffenen Werte als Profit in die 
eigene Tasche stecken zu können. 
Er meint seine Freiheit, den Arbei­
tern die Löhne diktieren zu kön­
nen, ihnen die politische Betäti­
gung im Betrieb zu verbieten, sie 
auszusperren, sie frei zu halten 
von Mitbestimmung und Bildung. 
Wenn Arbeiter, Schüler, Studen­
ten, Lehrer und Lehrlinge aktiv 
werden und sagen: Diese Unter­
nehmerfreiheit ist die Wurzel der 
Unfreiheit, dann erfahren sie den 
Wert der vielgepriesenen Freiheit 
schnell am eigenen Leib: Sie er­
halten Berufsverbot, werden aus 
den Betrieben gefeuert, kommen 
auf schwarze Unternehmerlisten. 
Freiheit des Arbeitsplatzes ade! 
Und die Freiheit der Meinung, die 
ebenfalls im Grundgesetz veran-

kert ist? Wenn sich Arbeiter außer­
halb der Arbeitszeit kritisch ge­
genüber "ihrem" Unternehmer 
äußern, so ist das ein Grund zur 
Entlassung, entschied das Bun­
desarbeitsgericht in Kassel in sei­
nem "Maulkorburteil". Friedrich 
Engels stellte fest, daß Freiheit 
des Willens, Entscheidungsfreiheit 

"nichts anderes als die Fähigkeit, 
mit Sachkenntnis entscheiden zu 
können" bedeutet. 
Das System in der BRD, das den 
Werktätigen nur soviel an Bildung 
zukommen läßt, um die Konkur­
renzfähigkeit der kapitalistischen 
Wirtschaft zu sichern, das ihnen 
jede Entscheidungs- und Mitbe­
stimmungsrechte verweigert, ist 
also grundsätzlich gegen die 
Freiheitsinteressen der arbeiten­
den Menschen gerichtet. Der Be­
griff Freiheit kann nicht losgelöst 
gesehen werden von den unter­
schiedlichen Klasseninteressen. 



Anstel le ei ner Anzeige 
Es ist noch gar nicht lange her, 
da wurden in der Bundesrepu­
blik ganze Bücher vollgeschrie­
ben, in denen der " wissen­
schaftliche" Nachweis geführt 
wurde, daß es in unserer ach so 
demokratischen Gesellschafts­
ordnung eine A rbeiterklasse 
überhaupt nicht mehr gebe. 
U nd eine Arbeiterjugend natür­
lich auch n icht mehr. Vom 
Klassenkam p f  ganz zu schwei­
gen. Und wer es trotz alledem 
behau ptet,  ist ganz einfach ein 

·1toc kter, dogmatischer Kom­
·1 •. - nist , der mitsamt seiner 
Theorie von den Klassen und 
Klasse n kampf längst vom wirk­
lichen Leben überholt sei. 
Nun, so lange es Kapitalismu s 
gibt, so lange wird er sich auch 
seine Schreiberlinge, Theoreti­
ker und "Wissenschaftler" hal­
ten, um auch mit ihrer Hilfe die 
Herrschaft der Kapitalistenklas­
se und ihres Staates über die Ar­
beiterklasse und die Arbeiter­
jugend zu erhalten. 
Man muß sich wahrhaftig nicht 
sehr anstrengen, um den Schrei­
bern im Dienste der kapitalisti-
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In einem über weite Strecken 
des Buches durchaus spannen­
den Stil u nd mit einer Fülle von 
Beispielen werden die verschie­
denen Etappen der Herausbil­
dung der organisierten, revolu­
tionären Arbeiterjugendbewe­
gung dargestell t :  von der 
Gründung des ersten Lehrlings­
vereins in Berlin, über das Ent­
stehen selbständiger sozialisti­
scher Arbeit erjugendorganisa­
tionen bis hin zur internationa­
len proletarischen Jugendbewe­
gung, an deren Entstehen die 
deutsche Arbeiterjugend unter 
Führung Kar! Liebknechts gro­
ßen Anteil hatte. 

Die reichen Erfahrungen d er 
deutschen Arbeiterjugend im 
Kampf gegen Ausbeutung und 
Unterdrückung, gegen Krieg, 
Faschismu s und Militarismus 
und für Aktionseinheit der Ar­
beiterklasse, dargestellt an zahl­
reichen Beispielen, vermitteln 
der Arbeiterjugend heute wich­
tige Erkenntnisse u nd Lehren in 
ihrem Kampf um die Grund­
rechte der Jugend und gegen 
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Jugendzentrumsbewegung 

Das Jugendzentrum ist 
kein Freiraum 
Was vor wenigen Jahren noch vereinzelter Protest war, wurde im letz­
ten Jahr zu einer breiten Bewegung gegen eine Erscheinungsform der 
kapitalistischen Freizeitmisere: Ober 600 Initiativen fordern in der 
Bundesrepublik selbstverwaltete Jugendzentren. Diese sollen - im 
Gegensatz zu den bisherigen Häusern der offenen Tür - von den 
Jugendlichen in ihrem Interesse gestaltet werden und über ein reines 
Konsumprogramm und Bastelarbeit hinaus Möglichkeiten für demo­
kratische Aktivitäten geben. Zu einigen aktuellen Fragen und Ge­
schehnissen der Bewegung nimmt ein Mitglied des bundesweiten 
"Koordinationsbüros für Initiativen der Jugendzentrumsbewegung 
e. V." Stellung. Damit wird die in elan Nr. 10/73 begonnene Diskus­
sion fortgesetzt. 

Von Kurt Werner 

Die Zusammensetzung der Gruppen 
ist von Ort zu Ort verschieden. Ne­
ben den Initiativen der "Unorgani­
sierten" - vor allem auf dem fla­
chen Lande - initiieren fast alle 
Jugendverbände im Bündnis mit Un­
organisierten den Kampf. Denn, 
egal, ob unorganisiert oder nicht, 
egal, ob christlich, sozialdemokra­
tisch oder kommunistisch, die ge­
genwärtige Freizeitsituation trifft 
die gesamte arbeitende und lernen­
de Jugend, die sich nicht a la Krupp 
oder Gunther Sachs die Freizeit ge­
stalten kann : Das Kinoprogramm ist 
zu langweilig, die Disko_theken und 
Musikveranstaltungen sind zu teuer, 
den Sportverbänden · fehlen ausrei­
chende Mittel und . . .  und mehr 
Freizeitangebote gibt es j a  nicht. 
Kurzum, der lernenden und arbei­
tenden Jugend fehlen Räumlichkei­
ten, in denen sie sich entfalten 

kann. Räumlichkeiten, die nicht 
dem kommerziellen Nepp dienen. 

Zum gegenwärtigen Stand 

Neben den vielfältigen Aktivitäten 
der Unorganisierten und der fort­
schrittlichen Jugendverbände (Ju­
sos, SDAJ, Jungdemokraten, Na­
turfreundejugend, Bund der de�t­
schen Pfadfinder und Gewerk­
schaftsjugend) macht manchmal 
(aber ganz selten) sogar auch die 
Junge Union mit. In verschiedenen 
Bundesländern, so z. B. in Schles-
wig-Holstein, in Nordrhein-
Westfalen, Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und im Saar­
land haben sich regioneHe 

Koordinierungsstellen gebildet, die 

zum Teil auch schon Regionaltref­
fen durchgeführt haben. An einer 
sinnvollen Freizeit, an Alternativen 
zu den herrschenden Zuständen und 
der Manipulation im Freizeitbereich 
haben immer mehr junge Arbeiter, 
Lehrlinge, Schüler und Studenten 
ein Interesse. Entsprechend sind 
auch die Möglichkeiten einer brei­
ten Zusammenarbeit der Jugend­
lichen und der demokratischen 
Kräfte, die im Freizeitbereich wirk­
sam sind, gewachsen. 
Keine Frage also, daß hier die Dis­
kussion vorangetrieben werden 
muß, um durch den Erfahrungsaus­
tausch und die politische Einschät­
zung der Jugendzentrumsbewegung 
gemeinsames Handeln möglich zu 
machen. 

Die Seifenblase Bundese 
kongreß 

Aber auch andere Kräfte "küm­
mern" sich um die Jugendzentrums­
bewegung. Staatstragende Stiftun­
gen und Institutionen sind sehr um 
uns besorgt. Ein Beispiel: 

Auf Einladung der "Friedrich-Nau­
mann-Stiftung" (FNS) trafen sich 
einige Initiativen und Koordinie­
rungsgruppen in Eschwege, um über 
einen bundesweiten Jugendzen­
trumskongreß, den die FNS finan­
ziell tragen wollte, zu diskutieren. 
Ca. 200 Teilnehmer sollten eingela­
den werden. Die Quittung erhielten 
wir 2 Wochen später. Die Planung 
und Durchführung des Kongresses 
wurde "wegen Sparmaßnahmen " 
aus finanziellen Gründen abgesagt. 
Auf einmal? Oder paßte bestimmten 
Herren des geldgebenden Kurato­
riums (das der FDP und der Indu­
strie nahesteht) vielmehr die Stoß­
richtung des Kongresses . nicht? 
Paßte diesen Herren etwa nicht die 
Aussage im Vorbereitungsproto­
koll : ,,Die Jugendzentrumsbewe­
gung versteht sich als Teil der de-
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mokratischen und sozialistischen f 
Bewegung in der BRD "? 

liehe von der Straße zu holen (denn 
diese Zeit geht für andere Aktionen 
verloren), andererseits aber billige 
oder kostenlose Arbeitskräfte zu be­
kommen. Konkrete Ergebnisse: 

Bundesweites Seminar in 
Vlotho 

Darüber hinaus wurde in Gesprä­
Auseinandersetzung um die Funk- chen deutlich, daß es nicht nur um 
tion und Notwendigkeit von Sozial- den notwendigen Kampf um neue 
arbeitern im selbstverwalteten Ju- Häuser geht, sondern auch darum, 

Unter der Trägerschaft der Bundes- gendzentrum ein. Zwar sind die So- in den .bereits bestehenden Jugend­
jugendleitung der Naturfreunde zialarbeiter durch besonders schar- zentren die demokratischen Rechte 
führte das bundesweite Koordina- fe Bestimmungen (Jugendschutzge- der arbeitenden und lernenden Ju- . 
tionsbüro e. V. Neustadt mit Initia- setz, Auskunftspflicht gegenüber gend zu erweitern. 
tiven von Kiel bis Garmisch ein den Behörden u. a.) in der Wir-
Seminar in Vlotho vom 27. 12. 73 kungsmöglichkeit beengt. Aber auf Die Diskussion um den Stellenwert 
bis 4. 1. 74 durch. der anderen Seite können sie die der demokratischen Jugendzentren 
Wenige Ergebnisse des Seminars, Interessen der Jugendlichen in den und die Einschätzung der Funktion 
die auch Schwerpunkte der Diskus- Institutionen mitvertreten, ihnen der Jugendfreizeitinitiativen steckt 
sionen in den Initiativen berühren, sagen, was dort gerade vor sich erst in den Anfängen. Deswegen 
sollen im folgenden kurz angeris- geht und allgemeine Hilfestellung · schreibt eure Erfahrungen, Meinun­
seil werden. Insbesondere wird da- zum Beispiel bei Gruppengründung gen und ßf;!richte an die Redaktion 
bei deutlich, daß die Diskussion um oder Arbeit mit Unterprivilegierten elan und an das Koordinationsbüro 
die Selpstverwaltung keine Theorie- liefern. Sie garantieren die Konti- e. V. (Kurt Werner, 6730 Neustadt/ 
diskussion um ihrer selbst willen nuität in der Arbeit und sind auch W., Pulverturmstr. 5) . . 
sein darf: da, wenn die meisten aktiven Ju-

gendlichen arbeiten und lernen Zu begrüßen ist der Vorschlag des 
1.. Die bestehende Gesellschaftsord- müssen. Wichtig ist nur, die Mit- Jugendmagazins elan und des SDAJ­
nung kann nicht durch die Schaf- bestimmung (Vetorecht) bei der Bundesvorstands, im März in Saar­
fung noch so schöner und noch so EinstellunK für die betroffenen Ju- brücken eine Konferenz zum The-
selbstverwalteter Jugendzentren gendlichen zu fordern. ma Freizeitinitiativen unter breiter 
geändert werden. Die eigentliche Beteiligung durchzuführen. Diese 
Veränderung der Gesellschaft muß 6. Ein beliebter Trick der Stadt - Konferenz wird die demokratischen 
im Produktionsbereich erfolgen, auf den die Initiativen immer wie- Kräfte, die im Freizeitbereich tätig 
denn die Produktionsweise be- der hereinfallen und vor dem noch- sind, zusammenführen, weitere Dis­
stimmt auch die Freizeit. mals ausdrücklich gewarnt wird, kussionsergebnisse erarbeiten, den 

ist, die Verantwortung für das Ju- klassenmäßigen Charakter der Be-
2. "Das Jugendzentrum in Selbst- gendzentrum auf einen "Trägerver- wegung diskutieren und schließlich 
verwaltung ist kein Freiraum. Es ein " abzuwälzen. Die Stadt gibt deutlich machen, daß die Forderung 
steht unter dem Einfluß des gesell- dem Trägerverein einmal im Jahr nach . erweiterter und wirksamer 
schaftliehen Kräfteverhältnisses. das Geld und kümmert sich nicht Mitbestimmung im gesamten Frei­
Deswegen muß auch den demokra- um ihre Aufgaben. Die Kräfte der zeithereich (also nicht nur selbst­
tisehen Jugendorganisationen die wenigen Aktiven und Fortschritt- verwaltete Jugendzentren) genauso 
Möglichkeit zur Arbeit gegeben liehen werden in der Organisation auf der Tagesordnung steht, wie 
werden" (aus dem Protokoll). Ge- von Putzfrauen, Getränken und wir sie in den Betrieben, Schulen 
rade in diesem Punkt müssen Insel- Ausgestaltung der Räume ver- und Universitäten fordern, um die 
vorstellungen, die verschiedene braucht. Somit hat es die Stadt ge- Macht des Großkapitals zurückzu­
Initiativgruppen mehr oder weniger schafft, einerseits aktive Jugend- drängen. 
stark noch besitzen, abgebaut wer- r-----------------L--------------­
den, da sonst die Bewegung unwei­
gerlich in die Sackgasse läuft. 

3. "Das Jugendzentrum in Selbst­
verwaltung hat das Ziel, den demo-. 
kratischen und sozialistischen 
Kampf zu unterstützen. Es können 
sich hier Arbeitsgruppen treffen, 
die z. B. auf Basiserweiterung ab­
zielen. Es findet Kommunikation 
statt, was j edoch nicht die Arbeit 
der (und in den) Betriebsgruppen 
ersetzt " (Protokoll). 
4. "Selbstverständlich dient in die­
ser Gesellschaft das JZ i. SV auch 
der Wiederherstellung der Ware 
Arbeitskraft (damit der Jugendliche 
sich erholt und wieder an das Ka­
pital verkaufen kann; d. Verf.) und 
dem allgemeinen Konsumbedürfnis 
der Besucher. Jedoch muß institu­
tionell verhindert werden, daß die­
ser Konsum zum Selbstzweck wird ... 
(Protokoll). 

5. Einen breiten Raum nahm die 
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Aktionskonferenz 
Jugend und Freizeit 
Am 9. März wird das Jugendmaga­
zin elan gemeinsam mit dem Bun­
desvorstand der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) -
eine Aktionskonferenz zum Thema 
Jugend und Freizeit in Saarbrücken 
durchführen, um den demokrati­
schen Kräften, die im Freizeitbe­
reich wirksam sind, eine Plattform 
der Diskussion und des Erfahrungs-
austausches zu geben. 

· 

"Die Jugend will Zeit für sich sel­
ber, sie will sich frei entfalten und 
ihre Fähigkeiten und Talente ent­
wickeln. Sie braucht mehr Zeit für 
Erholung von der Arbeit, mehr Ur­
laub: Vor allem will sie selbst über 

ihre Freizeit bestimmen . .  Wenn die 
Arbeiterjugend für ihre Freizeit in 
eigener Bestimmung, für Bildung 
und Erholung eintritt, stellt sich 
derselbe Gegner wie in den Betrie­
ben in den Weg: das Großkapital." 
So formulierte es die SDAJ in den 
"Fünf Grundrechten der Jugend" 
1972 auf ihrem 111. Bundeskongreß. 
Heute, zwei Jahre später also, kön­
nen wir feststellen: 
Die Zahl der Jugendlichen, ob or­
ganisiert oder nicht, die sich für 
eine sinnvolle Freizeit zusammen­
schließen in Aktionen und Initiati­
ven, wächst. 
Vielfältige Aktionen zum Bau von 

• 



• 

Jugendfreizeithäusern, zum Ausfül­
len der Programme helltehender Ju­
gendzentren in eigener Verantwor­
tung der Jugendlichen und ihrer 
demokratischen Organisationen, der 
Zusammenschluß zu lokalen und 
regionalen Freizeitinitiativen kenn­
zeichnen den wachsenden Kampf 
der Jugend um ihre Grundrechte 
auch im Freizeitbereich. 
Diese vielfältigen Aktionen und In­
itiativen zu unterstützen, ihnen die 
Möglichkeit einer öffentlichkeits­
wirksamen Diskussion und des Er­
fahrungsaustausches zu geben, be­
trachtet das Jugendmagazin elan 
schon seit längerer Zeit als eine 
wichtige Aufgabe. Wie im Kampf 
um Mitbestimmung, bessere Bil­
dung und Berufsausbildung, gegen 
Unternehmerwillkür und wie in der 
antiimperialistischen Solidaritätsbe-

I Um 
wegung kommen den demokrati­
schen Jugendverbänden und den 
Gewerkschaften im Freizeitbereich 
Verantwortung und wichtige Auf­
gaben zu. Ihre Aktionen, Forderun­
gen und Initiativen zu koordinieren 
und im Interesse der Jugend selbst 
zusammenzuführen - an dieser 
wichtigen Aufgabe mitzuwirken, 
hat sich das Jugendmagazin elan 
mit der Durchführung der "Ak­
tionskonferenz Jugend und Frei­
zeit" zur Aufgabe gemacht. 
Der Jugendpresse unseres Landes 
kann zur Unterstützung der berech-

tigten Forderungen der Jugend ver­
mittelnde, orientierende und orga­
nisierende Bedeutung zukommen, 
wenn sie sich eng verbunden mit 
den Forderungen der Jugend weiß. 
Das stellte der DBJR im November 
1973 auf seiner 44. Vollversamm­
lung fest. In diesem Sinne hat sich 
die Redaktion elan an die Redak­
tionen der Jugend- und Jugendver­
bandspresse mit der Bitte gewandt, 
die Unterstützung der Freizeitinitia­
tiven in der BRD zu einem gemein­
samen jugendpublizistischen Anlie­
gen zu machen. 
Allen Freizeitinitiativen und allen 
demokratischen Kräften, die im 
Freizeitbereich wirken und die sich 
für die "Aktionskonferenz Jugend 
und Freizeit" interessieren, wird 
das Jugendmagazin elan weitere 
Auskunft geben. 

Erfahrungsaustausch und Diskussion • • • • • • Freizeitinitiative Frankfurt 

»Wir brauchen Häuser der Jugend !« 
Der Ausschuß Jugendzentrum 
Höchst fand sich erstmals im Herbst 
1973 zusammen. Wenige Wochen 
später wurde ein fester Arbeitskreis 
gebildet, der sich eine Satzung gab. 
Bis Oktober 1973 waren zehn Ju­
gendverbände, -klubs und -Vertre­
tungen mit je zwei Delegierten zu­
sammengekommen: · Evangelische 
Jugend, IG Chemie/Jugendvertre­
tung Farbwerke Hoechst, Jugend­
club Engelsruhe, Jungdemokraten, 
Jungsozialisten, Junge Union, Ka­
tholische Studierende Jugend, So­
zialistische Deutsche Arbeiterju­
gend, Wohnheime Farbwerke 
Hoechst. 

In einer Dokumentation des Aus­
schusses Jugendzentrum· heißt es: 
"Gemäß der Ortsteil-Altersstatistik 
wohnen in Höchst, Unterliederbach, 

· Nied-Nord 9500 Kinder und .Ju­
gendliche von 4 bis 18 Jahren. Hin­
zu kommt noch ein großer Teil der 
2500 Lehrlinge der Farbwerke 
Hoechst sowie die jugendlichen 
Pendler aus den umliegenden Stadt­
teilen und Taunusorten." 
"Zur Zeit haben wir keine andere 
Möglichkeit, als zwisehen verschie­
denen kommerziellen Angeboten zu 
wählen, wie etwa Diskotheken, 
Tanzschule, Kneipen. Die Besitzer 
wollen in diesen Einrichtungen nur 
Geld verdienen; es interessiert sie 
nicht, wie wir selbst uns unsere. 
Freizeit vorstellen." 
"So soll das Jugendzentrum aus­
sehen 
Wie schon erwähnt liegt der 
Schwerpunkt im Jugendzentrum 
auf Gespräch und der Verwirkli-

chung anderer Freizeitinteressen . . .  
So schlagen wir vor: 
• Werkstätten (für Motorräder ete.) 
• Medientechnik (Film, Foto, Ton:. 

band) 
• Räume für Sport 
• Klub- und Partyräume 
e Räume für Kinder 
• Bereich für politische Gruppen 

und Initiativen der Jugend." 

"Die endgültige Ausgestaltung in 
allen Einzelheiten muß von uns 
selbst bestimmt werden, die dazu 
benötigten Mittel müssen zur Ver­
fügung stehen." 
"Zur Frage der Finanzierung des 
Jugendzentrums: Die Farbwerke 
Hoechst AG stellt insbesondere in 
Höchst und Umgebung den Großteil 
der Freizeiteinrichtungen. Der kul­
turelle Ha.uptanziehungspunkt auch 
für die Jugendlichen ist die Jahr­
hunderthalle. Sie befindet sich ge­
nauso im Besitz der Farbwerke 
wie andere, für die Freizeitgestal­
tung der Bevölkerung bedeutende 
Einrichtungen: Silo-Bad, Höchster 
Schloßfest usw." 
"Der Großteil der Bevölkerung 
trägt seine Arbeitskraft in den Che­
miebetrieb, ermöglichte und ermög­
licht dadurch den Aufbau des Wer­
kes . . .  Trotz steigendem Umsatz 
und Gewinn verbesserten sich die 
Freizeitmöglichkeiten allerdings 
kaum. Da die Farbwerke AG auf 
die Arbeitskräfte der Bevölkerung 
angewiesen ist, sind wir der Mei­
nung, daß es Pflicht der Farbwerke 
ist, das Jugendzentrum finanziell zu 
unterstützen. Weitere Finanzierun­
gen sintl von der Stadt Frankfurt 

zu fordern. Stärkere Besteuerung 
der Banken und Großbetriebe zu­
gunsten von gemeinnützigen Ein­
richtungen, z. B. dem Jugendzen­
trum Höchst. 
Die Forderung nach einem Höchster 
Jugendhaus steht schon weit über 
sieben Jahre. In dieser Zeit hätte 
die Finanzierung schon längst er­
möglicht werden können. Seit zwei 
Jahren steht nun auch ein geeigne­
tes Gelände leer zur Verfügung. 
Auch deshalb ist die Forderung 
nach dem vollen Betrag, auch wenn 
dieser fünf bis sechs Millionen Mark 
beträcrt, gerechtfertigt." 
Um bei den Verantwortlichen 
"Druck" zu machen, richtete der 
Ausschuß an die zuständigen Stel­
len der Stadt Frankfurt einen offe­
nen Brief mit folgenden Fragen und 
Forderungen: 
"1. Inwieweit ist die konkrete Pla­
nung eines Jugendzentrums auf 
dem Schlachthofgelände schon ge­
diehen? 
2. Wann ist Baubeginn des Jugend­
zentrums? 
3. Welche Schritte wurden bis heute 
von Ihrer Seite unternommen, um 
eine Mitfinanzierung des Projektes 
durch die Farbwerke AG zu si­
chern? 
4. Unter welcher Trägerschaft pla­
nen Sie das Jugendzentrum? 
5. Wir fordern, daß der Ausschuß 
Jugendzentrum Höchst bei Gesprä­
chen, Planungen und Terminen, die· 
das Jugendzentrum betreffen, mit 
einbezogen wird! 
6. Wir fordern, daß unser Konzept 
als Grundlage weiterer Planungen. 
berücksichtigt wiidl" 
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IV. Bundeskongreß der SDAJ 

Aktion "Weihnachtsmann" und "Hut ab" 

für ein Haus der Jugend 
" Für wirksame Mitbestimmung 
der Jugend, für d emokratische 
Blldung, gegen Unternehmerwill­
kürl Mach mit in der SDAJI" -
nach dieser Devise bereiten über 
450 Gruppen der Sozial istischen 
Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) 
in einer Kampagne Ihren IV. Bun­
deskongreß am 1 8./19. Mai 1974 

SDAJ-Gruppe Hamburg-Eppendorf: 
22 Mitglieder bereiten den IV. Bun­
deskongreß vor. Hier in Eppendorf, 
wo der Führer der deutschen Ar­
beiterbewegung, Ernst Thälmann, 
wohnte, bemühen sich junge Mar­
xisten, seinen Kampf fortzusetzen. 
Problem Nr. 1 ist in Eppendorf vor 
allem ein attraktives Haus der Ju­
gend. Dörte Leps (22 Jahre), Grup­
penleiterin, führt aus: "Im 3. Grund­
recht fordern wir bessere Freizeit­
bedingungen für die Jugend. In 
Eppendorf sieht es so aus, daß wir 
zwar ein Haus der Jugend haben. 
Es ist aber völlig unzureichend. 
Einen Heimleiter gibt es nicht, das 
Personal ist unzureichend ausge­
bildet, Mitbestimmung fehlt ebenso 
wie ein richtiges Programm für 
Jugendliche." 

Erfolgreich beim Verkauf von elan 

Diesen Zustand will die Gruppe mit 
der Jugend des Stadtteils ändern. 
Sie fordern z. B., daß das Haus 
der Jugend auch am Wochenende 
geöffnet ist. Die Gruppe ist sich 
darüber im klaren: Nur öffentliche 
Aktionen, nur kontinuierliche Ge­
spräche mit den Jugendlichen brin­
gen Erfolge. Alle 14 Tage werden 
daher im Einkaufszentrum Informa­
tionsstände durchgeführt. 50 Elan 
werden dabei im Freiverkauf an 
den Mann gebracht. 
Die Gruppe will in Vorbereitung 
der Verbandskonferenzen vor allem 
die Arbeit im Haus der Jugend 
verbessern. Hier hat man sich bis­
her noch zu sehr abgeschirmt. Teil­
nahme am Leben des Jugendhau­
ses. Mitarbeit in Arbeitskreisen -
das alles wird jetzt in Angriff ge­
nommen. 
Die Gruppe gibt regelmäßig ihre 
Zeitung "Hut ab" heraus. Dörte 
sagt dazu: "Das Gute ist, daß wir 
die Zeitung mit dem ganzen Kol­
lektiv machen. Jeder trägt etwas 
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in . Hannover aktiv vor. Aktiv -
das bedeutet zum Beispiel, daß 
die SDAJ-Gruppen im Rahmen 
dieser Kampagne in einen Wett­
bewerb getreten sind : zur Gewin­
nung neuer Mitglieder für die 
SDAJ, in der antiimperi-alistischen 
Solidarität, vor allem mit dem 
vletnamesischen und dem chile-

Jung und alt diskutiert über 
Eppendorfer Freizeitprobleme -
und unterschreibt für die "Aktion 
Freie Fahrt" 

dazu bei. Finanzieren tut sich ,Hut 
ab' selber, durch Anzeigen von 
kleinen Geschäftsleuten und durch 
Spenden. In zwei Kneipen, in denen 
sich überwiegend Jugendliche auf­
halten, haben wir es erreicht, daß 
die Zeitung immer ausliegt und am 
Tresen verkauft wird." 
Dörte ist selbstkritisch: "Um gute 
Ergebnisse im Wettbewerb des 
Bundesvorstandes zu erzielen, müs­
sen wir noch ganz schön ran­
klotzen. Auf die Mitgliederversamm­
lung haben wir uns bisher unge­
nügend vorbereitet." 
Gute Aktionen, wie die Weihnachts­
mannaktion, bei der an einem 

nischen Volk und auch zur Ge­
winnung neuer Freunde, Leser 
und Abonnenten des elan. 
Ober eine der über 450 SDAJ­
Gruppen und Ihre Arbeit in Vor­
bereitung des IV. Bundeskon­
gresses berichtet Werner StUr­
mann, Mitglied des Redaktions­
belrates von elan. 

Sonnenschirm Pakete befestigt 
wurden, auf denen die Forderungen 
der Eppendorfer Jugendlichen für 
das Haus der Jugend formuliert 
wurden oder die Aufzeichnung des 
Grundrisses eines Hauses der Ju­
gend auf einem öffentlichen T>latz, 
wie er den Ansprüchen der Jugend 
gerecht werden würde - das alles 
ist noch nicht ganz genutzt worden, 
um die Gruppe mitgliedermäßig zu 
stärken. Deswegen wird jetzt in 
der Gruppe diskutiert: Wie verwirk­
lichen wir den Aufruf des Bundes­
vorstandes "Jeder SDAJler stellt 
sich die Aufgabe, einen neuen 
Freund für unseren sozialistischen 
Jugendverband zu gewinnen". 
Die Forderung nach einem besse­
ren Haus der Jugend haben in 
Eppendorf ca. 1000 Jugendliche 
unterschrieben. Dörte meint, keine 
politische Kraft kann sich erlauben, 
hierzu nicht Stellung zu nehmen. 
"Das gilt gerade deswegen, weil 
wir Wahlkampf haben. Nur die DKP 
hat klipp und klar gesagt, daß sie 
für ein entsprechendes Haus der 
Jugend eintritt. Das werden wir 
natürlich jetzt bekannt machen und 
auffordern, in die Bürgerschaft und 
Bezirksversammlungen Kommuni­
sten zu wählen." 
Gruppe Eppendorf, eine von über 
450 Gruppen der SDAJ, geht gut­
gerüstet und selbstbewußt in die 
Dur�hführung der · Verbandskonfe­
renzen. Sie wird den Genossen an­
derer Gruppen viel mitzuteilen ha­
ben, weil sie mit der Jugend Eppen­
dorfs in Aktion ist und daher viele 
Erfahrungen sammeln kimn, die für 
die weitere Arbeit wichtig sind. Und 
wenn alles klappt, wenn auch um 
neue Mitglieder, vor allem aus der 
Arbeiterjugend, von jedem Mitglied 
der Gruppe gekämpft wird, dann 
ist sicher: Gruppe Eppehdorf wird 
gestärkt den Kampf um die fünf 
Grundrechte der Jugend weiter­
führen. 

• 



Bundeswehr 
gegen 
Grundgesetz 

Verfassungsfeinde 
., Truppen­
CITenstgericht 

Die Beschlagnahme zahlrei­
cher Jugendzeitschriften, 
Gewerkschaftszeitungen und 
anderer demokratischer 
Presseorgane in der Ulmer 
Wilhelmsburg-Kaserne ist 
eine in diesem Umfang bei-

spiellose Maßnahme gegen 
die Presseorgane in unserem 
Land. 
Diese Maßnahme steht im 
Gegensatz zu den Aussagen, 
die auf der 44. Vollversamm­
lung des Deutschen Bundes­
jugendringes (DBJR) zur Ju­
gendpresse getroffen wur­
den. Auf der Vollversamm­
lung wurde einstimmig be­
schlossen: 
"Der DBJR verurteilt auf das 
schärfste die sich in den letz­
ten Jahren häufenden Ein­
griffe des Staates, von Par­
teien und Verbänden in die 
Freiheit der Jugendverbände 
und der Jugendpresse." 
In einem offenen Brief wird 
gegen die Verletzung der 
Grundrechte in der Wil­
helmsburg-Kaserne prote­
stiert: 

Soldat '70 
WdtrpflichliF m�klrn sieb zu Wuri 

31 



18 schwarze 
Flacken . . .  
. . . und der 
Führerschein 
ist weg 

Von Werner Winter 

"Der Kandidat hat 99 Punk­
te . . .  " 
Vom 1. Mai 1974 an 
reichen bereits · 18 Punkte, 
um dem jeweiligen "Kandi­
daten" eine Überraschung 
zu sichern. Beifall und 
Glückwünsche werden al­
lerdings fehl am Platze sein: 
Denn 18 Punkte in der Flens­
burger Verkehrssünder-Kar­
tei, angesammelt im Lauf 
von zwei Jahren, bedeuten 
vom 1. Mai an den Entzug 
des Führerscheins. 
Vor Erreichen der Höchst­
punktzahl werden noch eini­
ge Warnschüsse abgegeben: 
Bei neun Punkten erfolgt 
eine schriftliche Verwarnung 
und der Hinweis auf die Ge­
fährdung des Führerscheins. 
Bereits bei 14 Punkten muß 
die praktische oder die theo:.. 
retische Prüfung - in be­
sonderen Fällen auch beide 
Teile - wiederholt werden. 
Wer die Prüfung nicht be­
steht, verliert seinen Führer­
schein. 
Bei 18 Punkten in zwei Jah­
ren . kann bestenfalls noch 
ein medizinisch-psychologi-
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sches Gutachten den Füh­
rerschein retten. 
Braucht man für die 18 
Punkte mehr als zwei Jahre, 
dann wird immer noch ein 
Gutachten angeordnet. Wird 
Nichteignung festgestellt, ist ' 
der Schein ist futsch. 
Der Gutachter schlägt eben­
falls zu, wenn jemand den 
Führerschein schon einmal 
verloren und zwei Jahre spä­
ter schon wieder neun Punk­
te auf der Latte hat. 
Und das sollten Anwärter 
auf die Höchstpunktzahl be-:­
rücksichtigen: Sieben Punk­
te: Alkohol am Steuer, Un­
fallflucht, Rauschtaten und 
andere schwere Verkehrs­
strafen. Sechs Punkte: Fah-· 
ren ohne Führerschein, 
Kennzeichenmißbrauch usw., 
aber auch Fahren trotz Fahr­
verbot kann so teuer zu 
Buche schlagen. Fünf Punk­
te kosten alle anderen Straf­
taten. 

Vier Punkte: Ordnungswi­
drigkeiten wie Fahren mit 
0,8 Promille, Überschreiten 
der zulässigen Höchstge-

schwindigkeit um mehr als 
40 km/h innerhalb und mehr 
als 50 km/h außerhalb ge­
schlossener Ortschaften; 
Verstoß gegen das Überhol­
verbot usw . 
Drei Strafpunkte für Ord­
nungswidrigkeiten wie zu 
schnelles Fahren an unüber­
sichtlichen Kreuzungen, 
Überschreiten der Höchstge­
schwindigkeit um mehr als 
25 kmlh. 

� ,  
Zwei Punkte: verbotenes 
Parken auf Autobahnen oder 
Kfz-Straßen, falsches Ver­
halten beim Abbiegen oder 
Wenden, Überschreiten der 
TÜV-Frist um mehr als vier 
Monate usw. Einen Punkt 
bringen alle weiteren Ord­
nungswidrigkeiten ein. 
Also, wem sein Schein lieb 
ist: allzu großer Ehrgeiz 
beim "Punktesammeln" ist 
nicht angebracht! 

• • • • • • • • • • • • • • • • • • •• • 

Vom Segeln 
bis zum 
Bergsteigen 
Billig in den Urlaub 

Wißt ihr schon, wie ihr in 
diesem Jahr euren Urlaub 
gestaltet? Wenn nicht - die 
Naturfreundejugend hat 
auch für diesen Sommer 
wieder ein Freizeiten-Pro­
gramm zu bieten, das es in 
sich hat. 
Hier das bisherige Sommer­
Angebot der Naturfreunde­
j ugend: 
Fahrt 1/S bietet eine inter­
nationale Begegnung im Fe­
riendorf Zivohost an der 
Slapy-Talsperre bei Prag/ 
CSSR vom 23. 6. bis 5. 7. Die 
Teilnahmegebühr beträgt 
425 DM. 
Fahrt 2/S: deutsch-französi­
sche Begegnung mit Sprach­
kurs (zusammen mit "Arbeit 

und Leben" und den franzö­
sischen Falken) in Foix/ 
Pyrenäen bei Andorra vom 
7. 7. bis 3. 8. Die Teilnahme 
kostet 450 DM. . 
Fahrt 3/S: Jugendseilschaft 
für 1 2- bis 16jährige in der 

Hochgebirgs bergsteiger­
schule " Glocknergruppe"/ 
Österreich vom 3. 8. bis 17. 
8., Preis 290 DM. 
Fahrt 4/S: Sommerski im 
Val d'Isere/Frankreich 
(Hochgebirgs- und Glet­
scherski) vom 18. bis 25. 8. ; 
Preis 160 DM (ohne Fahrt 
und Liftkosten). 
Fahrt 5/S: deutsch-französi­
scher Bergsteigerlehrgang in 
der Hochgebirgsschule 

"Großglocknergruppe"/
t.A Österreich vom 10. 8. .._ 

24. 8. ; 400 DM. 
Fahrt 6/S: Segellehrgang in 
Benodet/Bretagne am Atlan­
tik vom 25. 8. bis 7. 9. 1974; 
430,- DM. Fahrt 7/S: Segel­
lehrgang wie Fahrt 6/S vom 
8. 9. bis 21 .  9. 
Alle Preise enthalten Voll­
pension, Fahrt im Liegewa­
gen, Kursgebühr, Material- . 
leihe, Versicherungen usw. 
Bei Anhebung der Förde-
rungssä tze durch das 
Deutsch-Französische Ju-· 
gendwerk und den Bundes­
jugendpla:l können die Prei­
se noch niedrige�: werden. 
Außerdem bietet die Natur­
freundejugend noch weitere 
internationale Treffen in 
Frankreich und der CSSR. 
Einzelheiten teilt mit: 
Naturfreundej ugend 
Deutschlands, 
Bundesj ugendleitung 
7 Stuttgart-Untertürkheim 
Großglocknerstraße 28 . 
Postfach 380. 



Moral und 
Fleischer ­
hunde 
Die FIFA im 
Schlepptau 
der Junta 

�on Georg. Rohde 

Am 3. November 1973 hatte 
der Fußballverband der 
UdSSR zum erstenmal seine 
Weigerung veröffentlicht, 

das Weltmeisterschaftsqua­
lifikationsspiel gegen Chile 
im Nationalstadion in San­
tiago auszutragen. 
Weder den sowjetischen 
Spielern noch den verfolgten 
chilenischen Demokraten 

sollte zugemutet werden, in 
einem KZ-Stadion zu spie­
len. 
Dort, wo kurze Zeit zuvor 
noch Tausende Gefangene 

eingepfercht gewesen wa­
ren, wo eben noch grausam 
gefoltert und gemordet wur­
de und das Blut auf dem 
Rasen noch frisch war. 
Bei Sportfreunden in aller 
Welt war tiefes Verständnis 
für die Haltung der sowjeti­
schen Mannschaft. 
Die Sportzeitschrift "Kicker " 
schrieb : "Von einer Mann­
schaft zu verlangen, in 
einem Stadion zu spielen, 
das unmittelbar zuvor als 
Massengefängnis und Hin­
richtungsstätte diente, wird 
auch von anderen als den 
Russen als makaber em­
pfunden." 
Zahlreiche nationale Fuß­
ballverhände unterstützten 
den Standpunkt des sowjeti­
schen Fußballverbandes als 
einzig denkbare · sportliche 
und humane Haltung. 

Die "Süddeutsche Zeitung" 
stellte fest: "Es gehört schon 

die Mentalität eines Flei.r 
scherhundes dazu, in einer 
Arena noch Fußball spielen 
zu wollen und Gastmann­
schaften das Fußballspielen 

zuzumuten, wo kurz zuvor 
Tausende von Gefangenen 
eingekerkert waren und un­
zählige wehrlose Menschen 
geschlagen, gefoltert und 
gemordet wurden." 

Aber die Fleischerhunde 
fanden sich. Insbesondere 
der Generalsekretär des In­
ternationalen Fußballverban­
des (FIFA), Helmut Käser, 
bestand auf dem Spiel im 
KZ-Stadion. Er behauptete 
frech, von Terror, Repres­
sionen und Gesetzlosigkeit 
in Chile sei ihm nichts be­
kannt. Die FIFA faßte den 
Beschluß, eine Sonderkom­
mission, bestehend aus Kä­
ser und dem Brasilianer A. 
Almeide nach Santiago zu 
schicken, um die Lage an 
Ort und Stelle selbst zu 
prüfen. 

Käser kam aus Chile zurück, 
gab zu, daß das Stadion als 
KZ dient, und . . . bestand 
weiterhin auf dem Spiel in 
Santiago! 
Die Proteste gegen die Hai­
tung der FIFA nahmen zu . 

Aber am 5. Januar 1974 
konnte sich der Junta­
Freund Käser endgültig bei 
der FIFA durchsetzen: per 
Beschluß wurde der chileni­
schen Fußballmannschaft 

der Weg zu den WM-Final­
spielen geebnet. 
G. Radtschuk, Mitglied der 
Internationalen Kommission 
des Fußballverbandes der 
UdSSR, bekräftigte die Hal­
tung der sowjetischen Fuß­
baller: "Die sowjetischen 
Fußballer werden das Na­
tionalstadion, in dem Blut 
floß und vielleicht noch Blut 
fließen wird, niemals betre­
ten.'� 
Mit dieser Haltung stellen 
die sowjetischen Sportler 
die Solidarität mit den ver­
folgten chilenischen Demo­
kraten höher als sportliches 
Prestige. 
Die Vertreter der FIFA soll­
ten sich daran in Zukunft ein 
Beispiel nehmen. Es wäre 
schade um den Fußball, · 

wenn er eines Tages durch 
solche Leute wie Helmut 
Käser moralisch zugrunde 
gerichtet würde. 

• • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

Mit einer Großveranstaltung würdigte die DKP den 
55. Jahrestag des Gründungsparteitages der KPD. 
ln seiner Rede wies der Vorsitzende der DKP, Herbert 
Mies, An-spielungen auf ein DKP-Verbot Im Zusammen­
hang mlt dieser Veranstaltung zurück und forderte die 
Aufhebung des KPD-Verbots. Die Würdigung eines für 
die Arbeiterklasse großen und historischen Ereignisses 
sei das denkbar legitimste, betonte er zum Abschluß 
seiner Rede. 
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Der Mann, 
der aus dem 
Westen kam 

Auf der Suche nach 
"Andersdenkenden" 

Von Sergej Guk 

Diese Geschichte haben wir 
bei einem Abendessen mit 
Kongreßgästen aus der Bun­
desrepublik gehört. Man 
machte uns auch mit ihrem 
Helden bekannt. Er wollte 
den Vorfall weder leugnen 
noch bestätigen. 
"Nicht ganz präzis", meinte 
er, "aber gegen die Veröf­
fentlichung_ habe ich keine 
Einwände. Es könnte durch­
aus so gewesen sein. Ich 
möchte Sie nur bitten, mei­
nen richtigen Namen nicht 
zu nennen und zu erwähnen, 
daß ich das Ganze mit Hu­
mor aufgefaßt habe." 

Herr Maier - wir wollen 
ihn so nennen -, Bundes­
bürger, unabhängig und an 
keine Partei gebunden, hatte 
sich in Moskau verlaufen. _ 
Um sein Hotel zu finden, re­
dete er in allen Sprachen, 
von denen er ein Paar Brok­
ken kannte oder die er auf 
dem Gymnasium gelernt 
hatte, die Passanten an; aber 
seine Verständigungsver­
suche blieben zunächst er­
folglos. Erst der fünfte An� 
gesprochene reagierte:  
"What can I do for you, Sir?" 
Herr Maier vergaß sofort, 
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daß er sich verlaufen hatte. 
Fünf Tage lang hatte er De� 
legierten, Korrespondenten, 
Dolmetschern, dem Hotel­
personal und Kraftfahrern 
alle möglichen Fragen ge� 
stellt. Es wurde ihm wohl­
wollend und geduldig geant­
wortet. Aber zu diesen Leu­
ten hatte Herr Maier doch 
kein volles Vertrauen. Der 
Passant hatte aber ein der­
art einnehmendes Gesicht, 
daß der Bundesbürger sofort 
den Stier bei den Hörnern 
packte : 
"Sind Sie von hier?" 
"Leider nein. Ich komme von 
weit her." 

menge. Es sind nämlich Mil· 
lionen." 
"Sind Sie vielleicht einer 
von ihnen?" Herr Maier 
knöpfte den Mantel auf und 
zu. Ein sicheres Zeichen sei­
ner starken Aufregung: das 
schien j a  ein richtiger "An­
dersdenkender" zu sein. 
"Das kann man wohl sagen", 
bestätigte der Gesprächs­
partner. 

Herr Maier schaute sich um, 
merkte aber nichts Verdäch­
tiges. Niemand schien sie zu 
beachten, mit Ausnahme 
eines kleinen Jungen,. der 
Eiscreme aß und dabei Herrn 

Der "Freiheitskämpfer" Solschenizyn in Aktion. 

"Aus der Provinz?", fragte 
erfreut Herr Maier. Zu Leu­
ten aus der Provinz hatte er 
aus unbegreiflichen Grün­
den besonders großes Ver­
trauen. 

"Darf ich Ihnen vielleicht 
einige Fragen nach Ihrem 
Land stellen?" fragte er. 
"Aber soviel Sie wollen." 
"Und Sie werden mir auch 
freimütig antworten?" 
"Mit dem größten Vergnü­
gen." 
"Es heißt, in Ihrem Lande 
gäbe es eine Menge Leute, 
die mit den bestehenden Zu­
ständen unzufrieden sind. 
Trifft das zu?" 
"Eine Menge?", lächelte der 
Gesprächspartner, "Sie woll­
ten sicher sagen : eine Un-

Maiers dicke Pelzstiefel an­
dächtig betrachtete. 
"Sagen Sie bitte", fuhr ein­
schmeichelnd Herr Maier 
fort, "besteht bei Ihnen 
eigentlich die Pressefrei­
heit?" 
"Besteht auf dem Papier." 
"Natürlich", meinte teil­
nahmsvoll Herr Maier, 
"wenn Sie eine eigene Zei� 
tung hätten . . .  " 
"Und einen Fernsehsender 
und ein Dutzend Nachrich­
tensatelliten obendrein", 
fuhr der Mann fort. 

"Aber wenn Sie sich nur zu 
Ansichten bekennen, für die 
sich die Behörden nicht er­
wärmen können, werden Sie 
auch dann Unannehmlich­
keiten haben?" 

"Nun, mit einer Lohnerhö­
hung ist dabei kaum zu rech­
nen. Und wenn einer im öf­
fentlichen Dienst steht, Leh­
rer oder sogar Briefträger 
ist, dann ist es aus. Er wird 
auf die Straße gesetzt und 
kann ein Leben lang sein 
Recht suchen", der Mann 
winkte ab. 

"Steht es in Ihrem Gesetz?" 
"Was kümmern die sich 
schon um Gesetze!" � 
"Ich habe mir erzählen l 
sen", fuhr sichtlich erreg 
Herr Maier fort, "daß in Ih­
rer Gesellschaft Apathie, Un­
sicherheit, Gleichgültigkeit 
für soziale Probleme herr­
schen?" 
"Wenn das alles wäre! Kri­
minaH tä t, Rauschgiftsucht." 
"Und haben Sie eine Ah­
nung, wie die Menschen un­
ter der anderen Gesell­
schaftsordnung leben?", un­
terbrach ihn Herr Maier. 

"Ich schon, aber die meisten 
haben da die tollsten Vorur­
teile. Kein Wunder bei die­
ser Monopolisierung der 
Massenmedien." 

Nun war alles klar. Zum Ab­
schied erkundigte sich der 
Gast ·aus Westdeutschlana , 
"Darf ich vielleicht Ihr. 
Namen und Ihren Heimat­
ort erfahren?" 
"Meinen Namen möc]lte ich 
Ihnen lieber nicht nennen: 
Ich habe ja Familie. Aber 
den Heimatort, bitte: Ich 
komme aus Bochum." 
"Baku?" vergewisserte sich 
Herr Maier. "Ich glaube, es 
liegt irgendwo am Kaspi­
schen Meer?" 
"Wenn der Rhein jetzt Kas­
pisches Meer heißt, haben 
Sie sogar Recht." 
"Wieso Rhein?", stammelte 
Herr Maier. 
"Eben der Rhein, an dem 
eure englischen Truppen sta­

tioniert sind. Oder haben Sie 
noch nie etwas davon ge­
hört?" 
"Aber ich bin gar kein Eng­
länder", rechtfertigte sich 
Herr Maier, aber er ver­
stummte sogleich. 
Er hatte plötzlich keine Lust, 
sich weiter mit diesem Kerl 
zu unterhalten. 







r all 
pol· ischen 

•
oeta 

· 

-

irnes 
SUdvietnam 

, •  .. . . . 

-. _."... . ... ". . .  , .,..�,... ... ... _ .� .... .. ......,..... ��:-�· .. . 

·· � - --� ...... � ........ . ... . · ···· 
. . -.•. 

37 



Der Schnellzug Moskau-Riga über­
windet die 1000-Kilometer-Distanz in 
einer Nacht. Ideal für den eiligen Rei­
senden, der die Fahrt durch das jetzt 
tiefverschneite Land mit heißem Tee 
und einem Platz im Schlafwagen ge­
nießt. Und dann kommt Riga, Haupt­
stadt der Lettischen Sozialistischen 
Sowjetrepublik. Hier leben ein Drittel 
aller Letten (über 700 000). Lettland 
.ist jung - die Hälfte aller Bürger sind 
jünger als 30. 

Bildung ist ein 
Hauptwort 
Empfang beim Obersten Sowjet( dem 
Parlament) der Lettischen SSR. Au• 
hier stellen junge Abgeordnete ein­
beträchtlichen Anteil. 50 der 310 De­
putierten sind unter 30. 

Freundschaftlich empfängt mich Alex­
ander Weiß, Vorsitzender der Jugend­
kommission des Obersten Sowjets. 
Eindrucksvoll belegt der Parlamenta­
rier, wie stark die Gesellschaft insbe­
sondere die Jugend fördert. 

"Jeder Bürger hat bei uns das ge­
sicherte Recht auf Arbeit, Erholung, 
Bildung - um nur einige Beispiele zu 
nennen. Aber die Jugend hat größere 
Rechte. Sie hat das Recht auf zusätz­
liche Erholung, auf verkürzte Arbeits-



zeit, kostenlose Benutzung der Ver­
kehrsmittel, vom Betrieb bezahlte Sti­
pendien beim Studium." 
In Lettland (wie in der gesamten So­
wjetunion) ist Bildung eines der wich­
tigsten Hauptwörter. Seit Lettland 1939 
der UdSSR beitrat (zuvor herrschte in 
Lettland eine faschistische Diktatur), 
sind hier gewaltige Erfolge zu ver­
zeichnen. 

"Vor 1939 hatten wir die 6.-Klasse­
Schule", informiert mich Alexander 
Weiß. "Aber. selbst deren Besuch war 
für viele Kinder armer Familien nicht 
möglich. Sie mußten frühzeitig arbei­
ten, um die Familie zu ernähren. Das 
Ergebnis: 200 000 Letten waren An-

.phabeten - immerhin 1 1  Prozent der 
• völkerung. Und heute? Unsere Ju­

gendlichen besuchen die allgemeine 
Mittelschule. 1 1  Schuljahre werden 
j etzt Pflicht. Aber mehr als 90 Prozent 
aller Schüler studieren auf Fachschu­
len oder Universitäten weiter." 
Die Lettische SSR - eine Bildungs­
republik wie die ganze Sowjetunion. 

Miete ? 
Fast geschenkt ! 
Allein an den 68 berufsbildenden 
Schulen erwerben 26 000 Schüler ne­
ben ihrem Facharbeiterbrief gleich­
zeitig die Mittelschulreife. Janis Bro-

delis, Vorsitzender des lettischen Ko­
mitees für die berufsbildenden Schu­
len, erläutert das System dieser 
Schulart. 
"An unseren berufsbildenden Schulen 
können j unge Leute 'unter 1 80 Berufen 
auswählen. Entsprechend den Anfor­
derungen der wissenschaftlich-tech­
nischen Revolution haben wir diesen 
Typ der Volltagsschule entwiCkelt. 
Jede Woche ist unterteilt in zwei Tage 
praktischen Unterricht und vier Tage 
theoretischen Unterricht. 
Die gesamte Ausbildung und Unter­
bringung ist selbstverständlich kosten­
los. Die Schüler erhalten außerdem 
ein Taschengeld." 
Der praktische Teil der Ausbildung 
wird zwei Jahre lang in modern aus­
gerüsteten schuleigenen Werkstätten 
vollzogen und im dritten Jahr bereits 
in dem Betrieb, für den der Schüler 
sich entschieden hat. : 
Waldis (27) und Sophia Grisans (25) 
sind jung verheiratet. Waldis hat sich 
vom Facharbeiter zum Ingenieur qua­
lifiziert, seine Frau zur Konstrukteurin. 
"Das war keine Durststrecke, obwohl 
ich trotz Studium ja noch im Betrieb 
gearbeitet habe. Der Betrieb war ver­
pflichtet, mir zusätzlichen bezahlten 
Urlaub zu gewähren. Im 4. und 5. Stu­
dienjahr wurde ich für -einen Tag pro 
Woche von der Arbeit freigestellt. Und 
die letzten vier Monate brauchte ich 
überhaupt nicht mehr in den Be_trieb." 

Elan international 

Waldis freut sich besonders darüber, 
daß seine Frau ebenfalls den Weg be­
ruflicher Qualifizierung gegangen ist. 
"Ich bin absolut nicht einverstanden 
mit der Meinung, daß Frauen keine 
gute Ausbildung brauchen, weil sie ja  
doch heiraten." 
Die Grisans bewohnen eine Neubau­
Z weizimmer-Wohnung. 
"Wir zahlen dafür 15 Rubel Miete. Das 
sind so etwa 3-5 Prozent unseres 
Einkommens, wie bei allen Sowjet­
bürgern." 
Unter derartigen Umständen kann es 
nicht verwundern, daß die Grisans 
weitreichende Urlaubsreisen unter­
nehmen. Und auch dafür müssen sie 
nicht tief in die Tasche greifen: 70 Pro­
zent der Kosten für ihren 24tägigen 
Jahresurlaub zahlt der Betrieb . 
"Der Betrieb hat auch dafür zu sor­
gen, daß sich alle Beschäftigten stän­
dig mit der Weiterentwicklung der 
Technik beschäftigen. Das geschieht 
zum Beispiel durch Kurse, die wäh­
rend der Arbeitszeit laufen. So ent­
steht nicht das Problem, daß Kollegen 
mit den wachsenden technischen An­
forderungen nicht fertig werden. Denn 
entlassen kann der Betrieb niemanden, 
wenn rationalisiert wird. Unsere Ar­
beitsplätze sind absolut sicher", be­
tont Sophia. Und macht damit ein 
Stück von dem deutlich, was dem So­
wjetbürger die eigene Situation und 
Zukunft so sicher macht. 







Ich begrüße die sehr brauch­
bare Übersicht über den 
"technischen" Ablauf der 
Jugendvertreterwahlen 74. 
Möchte aber gleichzeitig auf 
eine Unstimmigkeit auf­
merksam machen, die Euch 
unterlaufen ist. Vorausset­
zung zur Wahl einer Ju­
gendvertretung ist keines­
wegs die Existenz eines Be­
triebsrates. Das war so im 
alten Betriebsverfassungsge­
setz. Das neue BVG räumt 
auch die Möglichkeit einer 
Jugendvertretung in be­
triebsratslosen Betrieben 
ein. Gibt es keinen Betriebs­
rat, muß die Initiative zur 
Bildung des Wahlvorstandes 
von 3 Jugendlichen bzw. der 
Gewerkschaft ausgehen. Si­
cher· wird eine Jugendver­
tretung in einem betriebs­
ratslosen Betrieb einen äu­
ßerst schweren Stand haben, 
weil das BetrVG vorschreibt, 
daß Initiativen der Jugend­
vertretung gegen die Unter­
nehmensleitung erst über 
den Betriebsrat zu gehen ha­
ben. Doch sollte auch hier 
keine Position geopfert wer­
den. Vielmehr ist zu überle­
gen, wie in betriebsratslosen 
Betrieben J ugendvertretun­
gen zur Errichtung eines Be­
triebsrates beitragen können. 
Siegtried Krüger, 
Bremerhaven 

Am 20. 12. 1973 haben wir 
von der SDAJ-Gruppe Har­
burg-Heimfeld über die De­
zember-Nummer der elan 
diskutiert. 
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Auebildungskompa nie ltd8 

AD 
Ma ge d.n tUr junge 
Le'ite ELAN •. 
46 Dortmund 
Brüderweg 16 

Sehr geehrte Herren! 

Sie sollten inzwi.e:cben festgestellt heben, daß Stllcker nicht mehr in 

der Kompanie iet und Ihre Zeitschriften postwendend t.a Pepierkorb I.ndu. 

Die Ergebnisse unserer 
Diskussion: 
Wir meinen, daß elan von 
seiner Aufmachung und den 
Artikeln her für Jugendliche 
allgemein ansprechend und 
informativ ist. Teilweise 
hält j edoch das Lay-out 
(fehlende Zwischenüber­
schriften und nicht zusam­
menpassende Farben auf 
einer Seite) direkt vom Le­
sen ab. So werden z. B. 
durch zu lange Spalten, feh­
lende Zwischenüberschrif­
ten und Bebilderung von 
Anfang an nur Interessierte 
angesprochen. Positiv zu be­
merken sind die Berichte 
über die "Rote-Kuckucks­
Aktion" und "Arbeiterju­
gend in Aktion". Sie enthal­
ten viele gute Anregungen 
für eigene Aktivitäten. Das 
"Forum der Jugendverbän­
de" ist trotz seiner Kürze 
sehr informativ und gibt ei­
nen guten Überblick über 
das behandelte Thema. Bei 
den Berichten über progres­
sive Künstler sollten es 
nicht immer nur die Flöhe 
sein, über die geschrieben 
wird. Wie wäre es z. B. mit 
Artikeln über gute, nur re­
gional bekannte Politsänger, 
Agit-prop-und Lehrlingsthe­
ater- und Beatgruppen? Die 
"Witze" auf der Rückseite 
lieber weglassen, sie sind 

� O<oblmorer) � 
Bpt Fw u XpFw ) 

einfach zu blöde. Als Alter­
native dazu kam aus der 
Gruppe der Vorschlag -
übrigens ein großer Lacher­
folg -, statt dessen z. B. einen 
Marx-Starschnitt auf die 
Rückseite zu drucken. 
SDAJ, Harburg-Helmfeld 

Das Layout ist j etzt gut, es 
gibt jetzt gegenüber frühe­
ren Ausgaben einen besse­
ren Bezug zwischen Titel­
bild und Inhalt, was doch 
eine nicht zu unterschätzen­
de Verkaufshilfe ist. 

Als Kritik wäre anzumelden, 
daß a) manche Artikel für 
nicht vorbereitete Lehrlinge 
etwas "hochgestochen" und 
b) manche zu kurz sind. 
Die Problematik liegt nahe, 
zum einen ist es nicht immer 
leicht, "komplizierte" Sach­
verhalte in einfachen Wor­
ten darzulegen, ohne ' sich 
ins Uferlose zu verlieren, 
und zum anderen ist die 
Wahrscheinlichkeit, daß Ar.:. 
tikel von mehreren Seiten 
Länge konzentriert bis zum 

Ende gelesen werden, fak­
tisch null. Von besonderem 
Wert für die Gruppe sind die 
Jugendpolitischen Blätter 
und das forum. Sie bilden 
die Voraussetzung dafür, 
daß die Gruppenmitglieder 
in der Diskussion durch pr' 
funde Sachkenntnis üb 
zeugen können. 

Aber dieses M�gazin . ist 
nicht nur für SDAJ-Mitglie­
der gemacht. Was bietet es 
nicht in der SDAJ organi­
sierten Jugendlichen? Hier 
ist wiederum das forum zu 
nennen, die .,Roter Kuk­
kuck"-Berichterstattung und 
nicht zuletzt die aktuellen 
Meldungen über die vielfäl­
tigen Jugendhaus-Initiati­
ven, wobei gleichzeitig in 
anschaulicher Form die ROl­
le der CDU-Politik offenbart 
wird. Alles in allem: Weiter 
so, auf dem richtigen Damp­
fer seid Ihr. 
SDAJ, Elmshorn 

Seit einiger Zeit bereits be­
ziehe ich den .,elan", und 
ich muß sagen, daß er mir 
immer gefiel. Seine Aufma­
chung ist ausgezeichnet und 
sein Inhalt auch. Weil das 
auch andere merken, verlei­
he ich meistens das Heft 
noch an e1mge Freunde. 
Nun will ich versuchen, sie 
ebenfalls. zu Abonnenten �u 
machen. 

Lächerlich ist der Brief des 
CDU-Fans, der erwartungs� 
gemäß nicht die Spur einer 
sachlichen Argumentation 
aUfweist. Bei dem roten Un� 
tergrund von Werbeprospek­
ten eines Versandhauses etc. 
wird dieser Herr sicherlich 
nicht die gleichen Skrupel 
besitzen .wie in dem Fall 



Eures Artikels. (Was Schü­
ler auf die Plame treibt, 
10/73). 
Axel Jost, Hofhelm 

Ich gehöre zu den ständigen 
Lesern der Elan. Besonders 
als Schüler muß man die in­
teressanten und. informati­
ven Artikel der Elan schät­
zen. 
Mit großem Interesse las ich 

der letzten Dezember­
sgabe im "Forum" den 
richt: ,.Was wollen die 

Schüler? ". Übersichtlich 
wurde ein Querschnitt durch 
die westdeutschen Jugend­
organisationen gegeben. 
Eindeutig wurden aber auch 
die Zielsetzungen dieser 
Verbände (z. B. der JU) be­
zeichnet. 
Zu vermissen w11-r nur, daß 

. z. B. nicht über die Arbeit 
des MSBIH (Marxistischer 
Schülerbund/Hamburg) be­
richtet wurde. Seit Mitte 
1973 ist der MSBIH koope­
ratives Mitglied der SDAJ 
und unterstützt aktiv (z. B. 
durch Verkauf der UZ) die 
Politik der DKP. Der MSBIH 
hat seit Jahren großen Ein­
fluß auf die Politik der Ham­
burger Schülervertretungen. 

lllliiJ..er MSB/H kämpft für die 
.hebung des materiellen 

und inhaltlichen Bildungs­
notstandes und für Mitbe­
stimmung. Die Politik des 
MSBIH gründet sich. auf die 
Aktionseinheit, und so nahm 
der MSBIH auch an den X. 
Weltjugendfestspielen teil. 
In örtlichen Gruppenzeitun-

gen und im· Verbandsorgan 
"Rote Schüler Presse" (RSP) 
wird die Schülerschaft über 
die politische Arbeit und die 
Ziele des MSBIH informiert. 
Hennann Sl!gert, Farmsen 

In der Dezember-elan 
wurde ein Welt-Artikel über 
ein Interview Tschou-En-lais 
wiedergegeben. Dort warnt 
er vor der Sowjetunion, 
ihrem Expansionismus und 
ihrem Faschismus. Dies ist 
ohne Zweifel ein gefährli­
cher Zungenschlag. Seit 
Chinas "Öffnung nach We­
sten " nahmen solche Äuße­
rungen chinesischer Politi­
ker zu; ebenfalls die Bereit­
willigkeit der bürgerlichen 
Presse, solches zu veröffent­
lichen. Als Sozialist muß 
man aber mehr tun, als dies 
bequem registrieren. Es muß 
gefragt werden, wie man 
dies gewichten soll? Oder 
anders - was trägt dieser 
elan - Abdruck zum Ver­
ständnis Chinas bei, was 
ist damit bewiesen? Ich 
meine, noch nicht viel. Über 
ein Jahr lang wurde in elan 
zu China nichts veröffentlicht 
und dann plötzlich kommt 
so ein Artikel!?  Dies ist eine 
Verteufelung billigster Ma­
che· und eine Verleumdung, 
die nichts zum notwendigen 
Verständnis der chinesi­
schen Revolution, ihrer blei­
benden Bedeutung, beiträgt. 
JDrgen Gundläch, 
Hamburg 
Bei diesem Artiket handelt 
es sich um einen Abdruck aus 

Springers .,Die Wett". Diese1" 
Abdruck sollte belegen, wie 
die chinesischen Fiih'l'er von 
den Rechten in der BRD ge­
hätschelt werden und wie sehr ­
Springer & Co. diese antiso­
wjetische Politik ins Konzept 
paßt. 

Redaktion elan 

Das Baden-Badener Chile­
komitee zog Ende Dezember 
eine Bilanz seiner bisheri­
gen Arbeit. Bei einem Weib­
nachtsbasar im evangeli­
schen Gemeindehaus konn­
ten · über 3 000 DM umge­
setzt werden; eine Haus­
sammlung in der Stadt ergab 
noch einmal 1 500 DM; ins­
gesamt kamen bei den Ver­
anstaltungen, die gemacht 
wurden, über 6 000 DM zu­
sammen. Dies alles war si­
cherlich nur möglich, weil 
durch eine gute Bündnispo­
litik viele demokratische 
Jugendverbände und Par­
teien - außer der CDU - in 
diesem Komitee mitgearbei­
tet haben! 
Mariua Luther, 
Baden-Baden 

Die letzte elan war wieder 
einsame Klasse.' Besonders 
gefreut hat mich Euer Be­
richt über Victor Jarra. Er 
ist, . glaube ich, selbst in der 
SDAJ noch sehr unbekannt, 
vielleicht auch deshalb, weil 
viele bisher noch keine Plat­
te gehört haben (außer bei 
Quilapayun). Nun hat das 
Vietnam-Komitee in Mai­
land zwei Platten herausge-

bracht. Die erste ist: VIC­
TOR JARRA CON ACCOM­
PAGNAMENTA QUILA­
PAYUN und die zweite : 
QUILAPAYUN, Santa Maria 
de lquique. Interessant be­
sonders für elan-Leser ist 
der Preis für diese 30 cm 
LP's: jede kostet nur DM 15.­
und davon gehen noch 10 
Prozent aufs Chile-Solidari­
tätskonto. Ich besorge die 
Platten gerne und sende sie 
den Genossen zu, wenn der 
Betrag plus 1,50 DM für 
Porto auf mein unten ange­
gebenes Postscheckkonto 
eingezahlt worden ist. Nun, 
vielleicht meint Ihr auch, 
daß wir die Platten ein we­
nig popularisieren sollten. 
Ihr könntet ja eine kleine 
Nachricht in die nächste 
elan aufnehmen, ja? 
Viel Glück und Erfolg für 
Eure weitere Arbeit. 
Ulrlch Danz, 
56 Wuppertal, 
VarreabeckeratraBe 1 39, 
Telefon 0 21 21 I 31 01 65 
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Marx, Engels, Lenin sind im 
Büchershop Angela Davis 
ständig gegenwärtig. Zu den 
Besuchern zählen so promi­
nente Leute wie Fasla, Diet­
rich Kittner, Max von der 
Grün, der sowjetische Kos­
monaut Valerlj Bykowski und 
Fania Davls, die stellvertre­
tend für i h re damals inhaf­
tierte Schwester Angela Da­
via die Patenschaft für den 
Laden übernommen hat. 
Um kein falsches Bild zu ver-
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mitteln : Im Büchershop drük­
ken sich natürlich nicht nur 
Prominente die Klinke in die 
Hand, sondern in erster Linie 
junge Arbeiter, Schüler, An­
gestellte, Studenten, Arbeiter. 
Für jeden gibt es etwas: 
Schallplatten, Zeitschriften, 
Belletristik, Kinder- und Ju­
gendbücher, Geschichte, Po­
l itik, Ökonomie, Philosophie, 
Soziologie, Psychologie und 
Pädagogik - und einen Pro­
spekt, der es leichter macht, 

durch das reichhaltige Ange­
bot zu finden. Denn das Ist 
bei über 2000 Titeln schon 
recht schwierig. · .  
Man kann sich auch beraten 
lassen. 
Slgune Mlddeke, 20, Leiterin 
,des Buchladens: "Wir verste­
hen das Buch als Waffe Im 
politischen Kampf, a ls  Hi lfe 
bel der Argumentation, es 
sol l  ergänzen, rlchtlgstellen, 
Wege aufzeigen wie man den 
Kampf am besten führt. Es 

gibt Immer mehr - ganz be­
sonders junge - Leute, die 
auf das Buch, auf marxisti­
sche und Arbeiterliteratur als 
Partner n icht verzichten 
möchten. Deshalb muß unser 
Angebot immer grOBer wer­
den." 
34 Buchläden - die Mitgl ie­
der der "Arbeitsgemeinschaft 
sozialistischer und 
tlscher Verleger und 
händler" sind - kämpfen ge­
meinsam mit dem BQcher­
shop Angela Davls und dem 
Weltkreis-Verlaq, zu dem der 
Laden gehört. fur die Verbrei­
tung fortschrittlicher Litera­
tur ln der Bundesrepubllk. iQ.., 

Schaut mal h inein, wenn QJ.�., 
Im Dortmunder Zentrum Setd : 
Kampstraße 80. Oder in eh* 
andere collectlv-Buchh8Jidi;: 
lung. 

Sylvla Schmitz 



lctt habe fDr Chile gearbeitet 
J'al travallh� pour le Chili 
I have worked for Chile 

Jetzt kämpfe lctt fDr Chile 
Malntenant je luHe pour le Chili 
Now I flghl for Chile 



V oil 1933 bis Chiie 
Rund ·1500 antifaschistische bis zum 4. Februar ln Harn­
BOcher aus der Zelt von 1933 burg gezeigt wird . 
. bis zur Gtrgenwart, dazu 
Zeltschrlften,":damals Ulegale Wer keine Gelegenheit haHe, 
Tamechrlften und Plakate · diese AussteUung zu besu- 1:==========�=.;;=;:;;;.===:::::::====:=:1 
umfaBt die Ausstellung "An- chen, kann sloh den. Katalog 
tlfaechlstlsch& Buchwochen enlordern beim R&lerberg-
74", die zunlchst ln Frank- Verlag, _6 .Frankfurt, postfaCh 
lurt, H�nnove,r und Oberhau- 4129, Preis: 1 · DM zuzOglieh 
sen Hef und. vom 20. Ja!'uar Porto (SchutzgebOhr). 

- . ....._ -. .... ;:;:;;.·· 

Betrifft : Lippßnstifte 
'Soll es teuer;. oder �illig sein, nen un(l blauen Verschöne­
das gute Stück in der Hand- ryngsstifte benutzt , muß da­
tasche? Die Stiftung Waren- mit rechnen, 9�ß die Lippen 
test dazu: ,.•Technische l)n- des Partners nach dem Küs­
tersuchungen und praktische :fJ,E;!n im Partnerlook arstrab­
Versuche erbrachten • • • len, darin auch das stellte die 
kaum • gravi�rende Unter- Stiftung Warentest fest: "A.Q� 
schiede". · 

:·• s,olut kußfeste Lippenstifte 
�llerdings: Wer diese rosa, gibt es ilieht" • .  

roten, ··mittlerweile ,auch Qrü- Ob billig oder leueh drüpq 
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Radio Havana, Kuba, versendet auf 
Wunsch eine 1 10 Seiten umfassende 
Dokumentation über den Tod Salvador 
Allendes. Das Buch ist unter dem Titel 
"The Highest Examplo of Heroism" in 
englischer Sprache verfaßt. Wer sich 
dafür interessiert, schreibe in engli­
scher Sprache an: M. Montero Triana, 
P. 0. Box 6240, Havana, Cuba. 
Ein Luftpostleichtbrief nach Kuba 
kostet 80 Pfennig, ein Luftpostbrief 
1,30 DM. Internationale Antwortschei­
ne müssen nicht bei,gefü,gt werden. 



Verlobte dürfen . . .  
Auch ein b l inder Richter fln- daß der Verlobte einer M ie­
det mal ein Korn . . . We n n  terin auch entgegen der 
sich das U rte i l  5S23/72 des Hausordnung ab und zu in 
Landgerichts Bochum her- deren Wohnung übernach­
u mspricht, brauchen Ver- ten darf. Das sei - so befand 
lobte dem nächst statt vor das Gericht - kein Grund 
dem Hausdrachen nur  noch zur Kündigung des Mietver­
vor der eigenen Verlobten zu hältnisses. 

Das Urtei l  legt fest, 

.. Nach dem unser Genosse 
Lerryn uns seine Songs und 
sein Gedicht für Chile vorge­
tragen hatte, entwickelte sich 
bei einigen in der Gruppe die 
Idee, daß wir eine Schall­
platte aufnehmen könnten, 
deren Reinerlös dann auf das 
Chile-So l idaritätskonto gehen 
sollte." 

. SJ D­
Falkengruppe 

»WIR« 

-I 
Das stellt Jupp Jansen, 1. Vor­
sitzender der SJ D ..:. Die Fal­
ken, Frankfurt-Nordend nach 
entsprechenden Diskussionen 
der Fal ken-songg ruppe .,Wi r" 

fest. 
Der .. pläne"-Verlag machte 
aus · dieser hervorragenden 
Idee eine Scheibe, die als 
.,pläne" Peng 1 6  jetzt erschie­
nen Ist. Der Titel : Senor Pre­
sldente. Preis: 5,- DM. 

Festival für Chile 
Die " Europäische Solidari- des zum Gedenken an den 
tätskonferenz mit Chile" wil l  von Faschisten bestialisch er­
I m  Ap ri l  das 1 0. I nternationale mordeten Victor Jarra Statt­
Festival des pol itischen Lle- finden lassen. 
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